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Als am 28. Juni 2019 der politische Abschluss des 
Handelsabkommens zwischen der EU und den 
 vier Mercosur-Staaten Argentinien, Brasilien, 

Paraguay und Uruguay verkündet wurde, twitterte der 
damalige Präsident der EU-Kommission Jean-Claude 
Juncker: „Ein historischer Moment. Inmitten interna-
tionaler Handelsspannungen senden wir ein starkes 
Signal, dass wir für regelbasierten Handel stehen. 
Das größte Handelsabkommen, das die EU jemals 
geschlossen hat. Positives Ergebnis für Umwelt und 
Verbraucher.“ Ganz anders lautete die Bewertung des 
UN-Menschenrechtsexperten und Völkerrechtsprofes-
sors Oliver de Schutter: „Beim EU-Mercosur-Deal geht 
es um Autos, die gegen Rindfleisch eingetauscht wer-
den. Er ist eine Beleidigung für alle Jugendlichen, die 
für das Klima marschiert sind, und für die Verteidiger 
von [Menschen-]Rechten und Umwelt in Brasilien. 
Das Europa-Parlament muss ein Veto einlegen. Was 
wir brauchen, ist die Kohärenz zwischen Handel und 
den Werten, die die EU verteidigen will.“ Es sei ein 
Abkommen gegen den Klimaschutz, die Umwelt und 
die Menschenrechte, noch dazu abgeschlossen an 
einem Freitag, an dem weltweit hunderttausende Ju-
gendliche für den Klimaschutz auf die Straße gingen. 

Ein Jahr später stehen wir vor dem Beginn der 
deutschen EU-Ratspräsidentschaft. Offenbar will 
die Bundesregierung die nächste Hürde – die Ab-
stimmung über das Abkommen im EU-Rat – in der 
zweiten Jahreshälfte angehen. Schließlich würden 
insbesondere die deutsche Automobil-, Maschinen-
bau- und Chemiekonzerne vom Zollabbau profitie-
ren. Im Gegenzug könnten die Mercosur-Staaten 
mehr Agrarprodukte wie Rind- und Geflügelfleisch, 
Zucker und daraus gewonnenes Bio-Ethanol in die 
EU ausführen. Dabei handelt es sich ausgerechnet 
um die Haupttreiber für die Abholzung des Amazo-
nasregenwaldes, Treibhausgasemissionen, Land-
vertreibungen und Menschenrechtsverletzungen. 
Verbindliche Menschenrechts- und Umweltstandards 
sowie effektive Durchsetzungsmechanismen sucht 
man in dem Abkommen vergebens. Hinzu kommt: 
Die postkoloniale Rollenteilung zwischen lateiname-
rikanischen Rohstoffexporteuren und europäischen 
Produzenten von Industrieproduzenten würde einmal 
mehr zementiert. 

Solidarität in Zeiten von Corona 

Was den Juni 2019 von dem des Jahres 2020 unter-
scheidet, ist eine globale Pandemie ungeahnten 

Ausmaßes. Die Pandemie ist mehr als eine Krise der 
öffentlichen Gesundheit. Sie ist eine Systemkrise. 
Wie die Klimakrise und die vielen anderen Krisen, 
mit denen wir konfrontiert sind, betrifft sie alle, 
trifft jedoch einige stärker als andere. Die Pandemie 
trifft auf eine Welt, in der weiterhin Hunger herrscht. 
Gleichberechtigung, ein sicherer Arbeitsplatz und 
eine gerechte Entlohnung sind für den Großteil der 
Menschen weiterhin unerreichbar, und die nächste 
Schuldenkrise zeichnet sich bereits ab. Die Pandemie 
zeigt überdeutlich, dass das menschliche Leid in un-
gleichen Gesellschaften, fragilen Volkswirtschaften 
und heiklen Demokratien noch größer wird. 

Aus diesem Grund gibt es etwas, von dem wir in den 
kommenden Monaten gar nicht genug aufbringen kön-
nen: Solidarität. Ein Wort, in dem viel Verantwortung 
mitschwingt. Wir werden diese Krise nur überwinden, 
wenn wir uns solidarisch zu unseren Mitmenschen 
verhalten. Solidarität muss das Fundament der Re-
aktion Europas auf diese Krise sein: Bekämpfung der 
Pandemie und Schutz aller Menschen, zur Bewälti-
gung der sozialen und wirtschaftlichen Folgen und 
zur Verteidigung der Demokratie. Solidarität bedeutet 
auch, dass wir die Umwelt und die Lebensgrundlagen 
für künftige Generationen sichern müssen. Das alles 
erfordert einen grundsätzlichen Politikwechsel in 
vielen Bereichen, auch in der Handelspolitik. 

Für einen solchen grundsätzlichen Politikwechsel 
sollte die deutsche Bundesregierung während ihrer EU-
Ratspräsidentschaft eintreten, statt durch Handels- 
abkommen die Strukturen der Umweltzerstörung 
und Ausbeutung fortzuschreiben. Deutschland sollte 
den Beispielen der Regierungen und Parlamente 
von Belgien, Frankreich, Irland, den Niederlanden 
und Österreich folgen und dem Abkommen mit dem 
Mercosur seine Zustimmung verweigern. Gemeinsam 
sollten sie zudem einen Prozess zu einer sozial, 
ökologisch und menschenrechtlich kohärenten Neu-
ausrichtung der EU-Handelspolitik anstoßen, die 
den Herausforderungen unserer Zeit gerecht wird.

Aachen, Hamburg, Wien im Juni 2020

Pirmin Spiegel 
Hauptgeschäftsführer von MISEREOR

Martin Kaiser
Geschäftsführender Vorstand Greenpeace e.V.

Jakob Maierhofer-Wieser
Geschäftsführer der Dreikönigsaktion der Katholischen 
Jungschar (DKA)

Vorwort
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Zusammenfassung

Ende Juni 2019 verkündete die EU-Kommis-
sion, sie habe eine Grundsatz-Einigung über 
ein Handelsabkommen mit dem Mercosur er-

zielt. Dem südamerikanischen Staatenbund gehö-
ren Argentinien, Brasilien, Paraguay und Uruguay 
an. Das geplante Abkommen – Teil eines umfas-
senderen Assoziationsabkommens – ist sowohl in 
der Zivilgesellschaft als auch unter Regierungen 
überaus umstritten. 

Die vorliegende Publikation von MISEREOR, Green- 
peace  und der Dreikönigsaktion-Hilfswerk der 
Katholischen Jungschar (DKA) schildert zentrale 
menschenrechtliche und ökologische Risiken des 
EU-Mercosur-Abkommens anhand der bisher ver-
öffentlichten Vertragstexte. Ferner analysiert sie, 
inwieweit der angestrebte Vertrag die erforderliche 
Regulierung schädlicher Warenströme behindern 
könnte.

Starker Zugriff auf natürliche 
Ressourcen
Die Untersuchung der Handelsbeziehungen zwi-
schen EU und Mercosur zeigt, dass die Importe 
der EU zu zwei Dritteln aus agrarischen und mine-
ralischen Rohstoffen bestehen. Aufgrund dieses 
überproportionalen Zugriffs auf die natürlichen 
Ressourcen des Mercosur trägt die EU eine große 
Mitverantwortung für Umweltzerstörungen und 
Menschenrechtsverletzungen in der südamerika-
nischen Region. Die in dem Handelsabkommen 
geplanten Zollsenkungen würden die Mengen der 
gehandelten Rohstoffe dabei noch vergrößern.

EU-Sojaeinfuhr:  
Eine sozial-ökologische Hypothek 
Die schwerste Hypothek im Bereich des Agrarhan-
dels stellen die EU-Sojaimporte dar. Die Sojaanbau-
fläche im Mercosur, die für Exporte in die EU belegt 
wird, beläuft sich auf circa 13 Millionen Hektar – ein 
Drittel der Fläche Deutschlands. Da aber nur 13 Pro-
zent der EU-Sojaimporte als entwaldungsfrei gelten, 
ist die europäische Nachfrage ein wichtiger Treiber 
für Rodungen, Treibhausgas-Emissionen und Land- 
und Menschrechtskonflikte in Südamerika. 

Dennoch enthält der Handelsvertrag keine Ver-
einbarungen über eine Ökologisierung des Soja- 

anbaus oder eine Reduktion des Handels mit Soja. 
Stattdessen finden sich Klauseln, die den Absatz des 
Futtermittels in der EU noch verbilligen würden, 
etwa eine Absenkung der argentinischen Export-
steuern auf Soja. Mit dieser Verpflichtung riskiert 
Argentinien zudem empfindliche Verluste für sei-
ne Staatseinnahmen, die für die Finanzierung 
dringend erforderlicher Sozialprogramme fehlen 
würden.  

Treiber der Agrarexpansion:  
Quoten für Rindfleisch und 
Bio-Ethanol
Auch die dem Mercosur angebotenen zusätzlichen 
zollbegünstigten Quoten für den Export von Fleisch 
und Bio-Ethanol drohen, existierende sozial-öko-
logische Konflikte zu verschärfen. So bedeutet die 
Bio-Ethanolquote von insgesamt 650.000 Tonnen 
eine Versechsfachung gegenüber bisherigen Im-
portmengen aus dem Mercosur. Das begünstigt eine 
weitere Expansion des Anbaus von Zuckerrohr, dem 
hauptsächlichen Rohstoff für die südamerikanische 
Bio-Ethanolerzeugung. 

Die angebotenen Quoten für Rind- und Hühner-
fleisch wiederum stellen eine Vergrößerung um 
die Hälfte gegenüber bisherigen Importmengen 
dar. Als besonders problematisch erscheint hier 
die Rindfleischquote über 99.000 Tonnen, da die 
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Erschließung von Weideland ein wesentlicher Trei-
ber von Rodungen der brasilianischen Amazonas-
wälder und der Trockenwälder des Gran Chaco in 
Argentinien und Paraguay ist. 

Lebensräume der Indigenen 
schrumpfen
Zu den besonders Betroffenen der Expansion von 
Rinderherden oder Zuckerrohrfeldern gehören in-
digene Gruppen wie die Ayoreo in Paraguay oder 
die Guarani-Kaiowá in Brasilien. Für sie kommt 
erschwerend hinzu, dass die Demarkierung von 
Indigenengebieten häufig mangelhaft und stark 
umkämpft ist. 

Besonders besorgniserregend ist die Situation in 
Brasilien, wo unter Präsident Jair Bolsonaro die 
Demarkierung nicht nur vollständig zum Erliegen ge-
kommen ist, sondern existierende Demarkierungen 
einer Revision unterzogen werden. Diese rechtliche 
Unsicherheit ermutigt wiederum Bergbau-, Vieh- 
und Holzbetriebe zur oftmals gewaltsamen Invasion 
in indigenen Territorien.

Risiken für Lebensmittelsicherheit  

Das Abkommen birgt daneben spezifische Risiken 
für die Lebensmittelsicherheit, da das EU-Vorsorge-
prinzip nicht in dem Kapitel über gesundheitspoli-
zeiliche und pflanzenschutzrechtliche Maßnahmen 
(SPS) verankert ist. Aufgrund dieses Defizits können 
EU und Mercosur sich nicht auf das Vorsorgeprin-
zip stützen, um die Einfuhr bedenklicher Waren 
präventiv zu verhindern. Das kann u.a. Agrargüter 

betreffen, die im Verdacht stehen, Rückstände ver-
botener Pestizide zu enthalten oder Grenzwerte für 
Pestizidrückstände zu überschreiten.

Hohe Zahl von Pestizidvergiftungen

Diese Lücke ist umso problematischer, weil in den 
Mercosur-Ländern zahlreiche hochgiftige Pestizid-
wirkstoffe in der Landwirtschaft verwendet wer- 
den, von denen ein Teil in der EU verboten oder  
nicht zugelassen ist. Diese Pestizide sind vor allem 
für die Menschen eine Gefahr, die sie auf den Feldern 
ausbringen oder die am Rande von Plantagen leben.  

Allein in Brasilien starben nach einer Auswertung 
dortiger Regierungsstatistiken zwischen 2008 und 
2017 mehr als 7.200 Menschen an Pestizidvergiftun-
gen. Allerdings könnte die Zahl der Todesfälle noch 
weit höher liegen, weil es aufgrund mangelhafter 
Registrierung eine hohe Dunkelziffer gibt.  

Der Einsatz von Pestiziden beunruhigt mittler-
weile auch UN-Institutionen. Sie warnen unter 
anderem davor, dass in Brasilien Sprüheinsätze 
mitunter gezielt zur Vertreibung Indigener ein-
gesetzt werden. Der UN-Menschenrechtsausschuss 
verabschiedete 2019 einen Beschluss, der Paraguay 
für schwere Vergiftungen mit verbotenen Pestiziden 
verantwortlich macht, weil die dortigen Behörden 
nicht gegen illegale Sprüheinsätze auf Sojafeldern 
vorgegangen sind. 

Beseitigung von Pestizidzöllen und 
Hürden für Regulierung
Die Regulierungsunterschiede zwischen EU- und 
Mercosur-Staaten machen sich auch deutsche Unter-
nehmen zunutze. So verkaufen nach einer jüngsten 
Untersuchung BASF und Bayer in Brasilien jeweils 
mindestens zwölf Pestizidwirkstoffe, die in der EU 
nicht zugelassen sind. 

Indes könnte das EU-Mercosur-Abkommen den 
Verbrauch der Pestizide im Mercosur weiter ankur-
beln, denn es sieht vor, die Zölle auf Pestizide und 
andere Chemikalien zu senken oder gänzlich zu 
beseitigen. Die Chemiezölle im Mercosur betragen 
bisher bis zu 18 Prozent. 

Strengeren Pestizidregulierungen wiederum legt 
das Abkommen zusätzliche Hürden in den Weg, vor 
allem aufgrund der mangelnden Verankerung des 
Vorsorgeprinzips. So könnten etwa die Mercosur-
Staaten den Streitschlichtungsmechanismus des 
Vertrags aktivieren, wenn die EU zulässige Grenzwerte 
von Pestiziden absenkt oder ein Ende der Zulassung 
hochgiftiger Produkte erwägt, etwa des im Mercosur 
überaus häufig verwendeten Pestizids Glyphosat.
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Zusammenfassung

Sicherung billiger Rohstoffe: Grund- 
sätzliches Verbot von Exportsteuern
Daneben sind die Mercosur-Staaten wichtige Liefe-
ranten von mineralischen und energetischen Roh-
stoffen. Manche davon sind für die EU-Industrie 
unverzichtbar, darunter Eisenerz und Kaolin aus 
Brasilien oder Silber und Kupfer aus Argentinien. 

Damit die Versorgung der EU mit diesen Rohstoffen 
billig bleibt, enthält das Abkommen ein grundsätz-
liches Verbot von Steuern und Abgaben auf Exporte. 
Drei Jahre nach seinem Inkrafttreten soll keine der Ver-
tragsparteien Exportabgaben einführen oder aufrecht-
erhalten – es sei denn, sie behält sich Ausnahmen vor. 

Von dieser Möglichkeit haben bisher aber nur Ar-
gentinien und Uruguay für eine begrenzte Zahl von 
Produkten Gebrauch gemacht. Insofern wäre die der-
zeit in Brasilien diskutierte Wiedereinführung von 
Exportsteuern auf Bergbauprodukte wie das Eisenerz 
ein Verstoß gegen das EU-Mercosur-Abkommen. 

Eisenerzkatastrophe:  
Verletzung von Sorgfaltspflichten
Zugleich gehen die europäischen Eisenerzimporte 
mit einigen der schwersten Menschenrechtsverlet-
zungen einher, für die EU-Konzerne entlang ihrer 
Lieferketten mitverantwortlich sind, etwa die Ka-
tastrophe von Brumadinho im Bundesstaat Minas 
Gerais. Dort betreibt der brasilianische Bergbaukon-
zern Vale eine Eisenerzmine. Doch im Januar 2019 
brach der Damm eines Rückhaltebeckens und eine 
riesige Abraumwelle zerstörte ein Dorf und tötete 
272 Menschen. Kurz zuvor aber hatte das deutsche 
Prüfunternehmen TÜV SÜD die Stabilität des Damms 
trotz erheblicher Mängel zertifiziert.

Obgleich Konzerne bei der Brumadinho-Katastro-
phe und in anderen Fällen ihre Sorgfaltspflicht ver-
letzten, enthält das EU-Mercosur-Abkommen keine 
verbindlichen Regelungen zur Unternehmensver-
antwortung. Zwar gibt es im Nachhaltigkeitskapitel 
des Vertrags einen Artikel über das „verantwor-
tungsvolle Management von Lieferketten“. Doch 
ist dieses Kapitel nicht durchsetzbar, weil es vom 
zwischenstaatlichen Streitschlichtungsverfahren 
des Abkommens ausgeklammert ist.

Mangelhaft: Instrumente zur Verhin- 
derung von Landkonflikten 
Grundsätzlich sind die in dem Vertrag vorgese-
henen Schutzinstrumente für Mensch und Natur 
überaus defizitär. So gibt es bisher keine effektiven 
Maßnahmen, um Menschenrechtsverletzungen bei 

Landkonflikten zu ahnden. Ein Artikel des Nach-
haltigkeitskapitels enthält diesbezüglich nur eine 
Verpflichtung der Vertragsparteien, die Einbindung 
Indigener in die Lieferketten von Forstprodukten 
zu fördern, wozu diese ihre „vorherige informierte 
Zustimmung“ geben sollen. 

Das aber ist nur eine sehr verstümmelte Variante 
des anspruchsvolleren UN-Konzepts der freien, vor-
herigen und informierten Zustimmung. Denn dieses 
verlangt die Zustimmung Indigener bei jeglicher 
Nutzung ihrer Territorien, und nicht einfach ihre 
Beteiligung an der Ressourcenausbeutung.

Leerstelle Menschenrechtsklausel

Zudem ist in den bisher veröffentlichten Vertrags-
teilen die in vergleichbaren EU-Abkommen übliche 
Menschenrechtsklausel noch nicht enthalten. Daher 
lässt sich nicht analysieren, ob sie die bekannten 
Schwächen dieses Instruments beseitigen würde. 

Zwar erlaubt diese Klausel grundsätzlich die Aus-
setzung von Handelspräferenzen bei Menschen-
rechtsverstößen, doch sind die Hürden für ihre 
Aktivierung derart hoch, dass sie bisher nur selten 
angewandt wurde, meist bei schweren Verstößen 
wie Staatsstreichen. Zudem fehlen ihr Monitoring- 
und Beschwerdeinstanzen. Auch erlaubt die Klausel 
keine Schutzmaßnahmen, wenn diese gegen Bestim-
mungen der Handelsverträge verstoßen. Verschärfen 
etwa die im EU-Mercosur-Abkommen verabredeten 

Häufig prekär: die Menschenrechtssituation in den Mercosur-Staaten.
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Agrarquoten die Landkonflikte, dürften diese Präfe-
renzen dennoch nicht ausgesetzt werden.

Ratifizierung unsicher:  
Vorbehalte mehrerer Regierungen 
Seit der Verkündung der Grundsatzeinigung zwi-
schen EU und Mercosur reißt die Kritik an dem 
geplanten Abkommen nicht ab. Ob es tatsächlich 
in Kraft treten wird, ist daher unklar. Derzeit wer-
den die Verhandlungsergebnisse einer juristischen 
Prüfung unterzogen und müssen anschließend in 
alle EU-Sprachen übersetzt werden. Erst darauf 
folgen die Unterzeichnung und der Beginn des 
Ratifizierungsverfahrens.  

Bleibt es dabei, dass das Handelsabkommen Teil 
eines umfassenderen Assoziationsabkommens wer-
den soll, müssten auf EU-Seite neben dem Rat der EU 
und dem Europaparlament auch die 27 EU-Mitglied-
staaten ihre Zustimmung erteilen. Doch äußerten 
bereits mehrere Länder Vorbehalte. 

Nach den letztjährigen Amazonasbränden und 
wegen der hochproblematischen Rolle der brasi-
lianischen Regierung kündigte die französische 
Regierung an, sie könne das Abkommen unter 
diesen Bedingungen nicht unterzeichnen. Irlands 
Parlament forderte die Regierung auf, gegen das 
Abkommen zu stimmen. Auch die österreichische 
Regierung lehnt es in der bisherigen Form ab. Das 
Parlament der Wallonie fasste ebenfalls einen ab-
lehnenden Beschluss, der auch eine Zustimmung der 
belgischen Zentralregierung verhindert. Anfang Juni 
2020 stimmte auch die zweite Kammer des nieder-
ländischen Parlaments gegen das EU-Mercosur-Ab-
kommen – u.a. weil es keine durchsetzbaren Regeln 
zum Schutz des Amazonas oder zur Verhinderung der 
illegalen Entwaldung enthält. Diese Entscheidung ist 
zwar nicht bindend für die holländische Regierung, 
diese kann sie aber nicht ignorieren, ohne einen 
Misstrauensantrag  zu riskieren. Zudem trugen 
auch Parlamentarier*innen der Regierungsparteien 
den Beschluss mit. Die deutsche Bundesregierung 
wiederum hält an ihrer Zustimmung fest.

Elemente einer handelspolitischen 
Reform
Die Analyse der bisher vorliegenden Vertragstexte 
zeigt, dass das EU-Mercosur-Abkommen nicht den 
Anforderungen an ein zeitgemäßes Handelsabkom-
men genügt. Es hilft weder dabei, Produktion und 
Handel umweltverträglicher zu gestalten, noch Men-
schenrechtsverletzungen entlang der Wertschöp-
fungsketten zu vermeiden. 

Insofern verdeutlicht der Vertragsentwurf einmal 
mehr die große Dringlichkeit einer grundlegenden 
Reform der EU-Handelspolitik. Die folgenden Ele-
mente könnten Teil einer solchen Reform sein. 
• Die EU-Handelsbeziehungen gehören auf den 

Prüfstand: In welchen Ländern gefährden sie 
Mensch und Natur sowie eine sozial-ökologische 
Transformation? Eine solche Analyse müsste in 
einem partizipativen Prozess unter Einbeziehung 
der Zivilgesellschaft und der Parlamente der EU 
und der jeweiligen Partnerländer erfolgen.

• Anschließend bräuchte es eine ebenso inklusive 
Diskussion der geeignetsten Instrumente für eine 
solche Transformation der Handelsbeziehungen. 
Hierzu müssten auch rechtliche Voraussetzungen 
gehören wie z.B. Nachhaltigkeitskriterien für Gü-
ter, die den Walderhalt beeinträchtigen (sog. FERC 
oder „Forest and Ecosystem Risk Commodities“ 
wie Soja, Rindfleisch oder Eisenerz).  

• Entscheidungen über die Aufnahme von Handels-
verhandlungen dürften erst nach partizipativ 
durchgeführten Folgenabschätzungen ihrer so-
zialen, ökologischen und menschenrechtlichen 
Risiken getroffen werden. 

• Voraussetzung für die Aufnahme von Handelsgesprä- 
chen müsste die Ratifizierung und nachweisbare 
Umsetzung multilateraler Umweltabkommen und 
internationaler Menschenrechtsabkommen sein.

• Die Handelsverträge bräuchten effektive Men-
schenrechtsklauseln, die Monitoring- und Be-
schwerdeinstanzen umfassen, bei Verstößen eine 
Aussetzung von Präferenzen ermöglichen und 
eine Revision der Abkommen nach ihrem Inkraft-
treten erlauben. 

• Nachhaltigkeitskapitel müssten mit den übri-
gen Teilen der Handelsabkommen gleichstellt 
und mit Sanktionsoptionen versehen werden. 
Ferner sollten sie um verbindliche Regeln zur 
Unternehmensverantwortung und effektivere 
zivilgesellschaftliche Monitoring- und Beschwer-
demechanismen ergänzt werden. 

• Ergänzend sollten Deutschland, Österreich und die  
anderen EU-Mitgliedstaaten Lieferkettengesetze 
verabschieden. Auch die EU sollte eine Regulierung 
menschenrechtlicher und ökologischer Sorgfalts-
pflichten für Unternehmen beschließen. 

• Eine verantwortungsvolle Handelspolitik muss da-
rauf abzielen, dass Pestizide, die aus Umwelt- oder 
Gesundheitsgründen in der EU nicht zugelassen 
sind, grundsätzlich nicht in Drittländer exportiert 
werden. 
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1 – Kapitelname

1. Einführung

In vielen Teilen der Welt verschärfen sich soziale 
und ökologische Krisen. Ein „Weiter so“ der 
bisherigen Liberalisierungspolitik der Euro-

päischen Union (EU) ist damit nicht mehr tragbar. 
Allein der hohe Anteil des Welthandels an den 
Treibhausgasen verdeutlicht dies: So stiegen die im 
Welthandel enthaltenen Kohlendioxid-Emissionen 
in den vergangenen 15 Jahren von einem Viertel 
auf ein Drittel der globalen Gesamtemissionen.1

Vor diesem Hintergrund war es umso irritierender, 
dass die EU-Kommission Ende Juni 2019 verkündete, 
sie habe eine Grundsatz-Einigung über ein Handels-
abkommen mit dem Mercosur erzielt.2 Dem süd-
amerikanischen Staatenbund gehören Argentinien, 
Brasilien, Paraguay und Uruguay an. Bezogen auf 
die Bevölkerungszahl wäre es der größte Handels-
vertrag der EU mit rund 710 Millionen Menschen.

Kurz nach dieser Mitteilung machte Brasilien 
wegen der erheblichen Zunahme der Amazonas-
Brände und gewaltsamer Landkonflikte, die von der 
aktuellen Regierung auch noch geschürt wurden, 
weltweit Schlagzeilen. Da die brasilianische Regie-
rung die umwelt- und menschenrechtlichen Ziele 
der EU offen missachtet, gerät die EU-Handelspolitik 
seither immer stärker unter Rechtfertigungsdruck.

Die Handelsgespräche dauerten über 20 Jahre 
und erfolgten in 38 Verhandlungsrunden, die durch 
teils mehrjährige Pausen unterbrochen wurden. 
Allerdings ist das Handelsabkommen – es soll Teil 
eines umfassenderen Assoziationsabkommens wer-
den – längst nicht abgeschlossen. Denn bisher 
wurde es weder unterzeichnet noch ratifiziert. Das 
bedeutet auch: Es kann durchaus noch scheitern. 
Diese Möglichkeit steht momentan im Raum, denn 
in mehreren EU-Mitgliedstaaten gibt es erhebliche 
Vorbehalte der Regierungen und der Parlamente 
gegen den Vertrag, etwa in Frankreich, Österreich, 
Irland, Belgien und den Niederlanden.

Worin besteht die Kritik an dem Vertrag seitens 
der Zivilgesellschaft in der EU und dem Mercosur? 
Was sind die menschenrechtlichen und ökologischen 
Risiken? Auf diese Fragen antwortet die vorliegende 
Publikation. Sie konzentriert sich dabei zum einen 
auf die wichtigsten Produkte, die die EU aus den 
Mercosur-Staaten importiert: Agrargüter und Roh-
stoffe. Zum anderen analysiert sie die Instrumente, 
mit denen das Abkommen die Risiken für Mensch 
und Natur abfedern soll. Nicht näher behandelt 

werden hier die offensiven Interessen europäischer 
und deutscher Unternehmen, deren Exporte in den 
Mercosur durch das Abkommen zunehmen könnten, 
seien dies Autos- und Autoteile, Maschinen, Medika-
mente oder Chemikalien (etwa Pestizide).3

Allerdings weicht die Publikation in einem Punkt 
von üblichen Folgenabschätzungen der Handels-
abkommen ab. Denn diese konzentrieren sich in 
der Regel darauf, ob und inwieweit ein Abkommen 
den Status quo des Handelsaustauschs verändert 
und welche Implikation dies haben könnte. Eine 
solche Betrachtung ist jedoch unzureichend. Denn 
heutzutage stellt sich immer drängender die Frage, 
ob ein solcher Vertrag eine Abkehr von historisch 
gewachsenen Handelsbeziehungen ermöglicht, die 
die sozial-ökologische Krise verschärfen. Denn diese 
Krise hat mittlerweile für die Menschheit existen-
zielle Ausmaße angenommen.

Mit einem breiteren Bewertungsmaßstab be-
schränkt sich die Studie daher nicht auf Abschät-
zungen veränderter Handelsströme und ihrer 
Auswirkung auf Umwelt und Menschenrechte. Sie 
analysiert zusätzlich, inwieweit der angestrebte Ver-
trag die Handlungsmöglichkeiten der Vertragsstaa-
ten für eine Reduktion und Regulierung schädlicher 
Warenströme einschränken oder ausweiten würde.  

Die Kernfrage lautet: Leistet das Handelsabkommen 
einen ausreichenden Beitrag zur erforderlichen 
sozial-ökologischen Transformation und zur De-
karbonisierung des Wirtschaftens?

Grundlage der Bewertung sind dabei die Texte des 
Handelsteils des EU-Mercosur-Abkommens, die die 
EU-Kommission im Juli 2019 auf ihrer Webseite ver-
öffentlicht hat.4 Das geplante übergeordnete Assozia-
tionsabkommen soll drei Säulen umfassen: neben 
Handel auch politischer Dialog und Kooperation. Bis-
her hat die EU-Kommission jedoch nur Teile der han-
delspolitischen Säule des Assoziationsabkommens 
veröffentlicht; den vollständigen Text des Assozia-
tionsabkommens hält sie noch unter Verschluss. 
Insofern fehlen zum Zeitpunkt der Veröffentlichung 
dieses Textes einige relevante Vertragsteile für eine 
Gesamtbewertung des Abkommens, darunter die 
üblicherweise enthaltene Menschenrechtsklausel 
oder die konkreten Verpflichtungslisten zu den 
Kapiteln über den Güterhandel, die Investitionen 
und die öffentlichen Ausschreibungen. 
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2. EU-Mercosur-Beziehungen: 
 Verfestigter Extraktivismus

Die Handelsbeziehungen der EU zum Mercosur 
sind geprägt durch einen starken Zugriff auf 
die natürlichen Ressourcen der vier süd-

amerikanischen Länder. Schon seit Jahrzehnten 
importiert die EU große Mengen von Agrarprodukten 
und Rohstoffen aus den Mercosur-Staaten, die dort 
für zahlreiche Landkonflikte sowie eine erhebliche 
Zunahme der Treibhausgasemissionen und des 
Verlusts der Artenvielfalt verantwortlich zeichnen.

Die EU kann sich dabei auch nicht hinter der 
gestiegenen Nachfrage aus Asien verstecken. Denn 
trotz der gewachsenen Bedeutung Chinas, das vor 
wenigen Jahren der größte Abnehmer der Merco-
sur-Waren wurde, bleibt die EU der zweitwichtigste 
Absatzmarkt für die Güterexporte des südamerika-
nischen Verbunds (siehe Grafik 1).

GRAFIK  1 
Mercosur-Exporte: Wichtigste Abnehmer
(in Mrd. US-Dollar) 

Im bilateralen Handel mit dem Mercosur erzielte 
die EU seit 2012 ununterbrochen einen Handels-
überschuss, der sich 2018 auf rund zweieinhalb 
Milliarden Euro belief (siehe Grafik 2).

Der extraktivistische, das heißt stark auf die 
Ressourcenausbeutung fokussierte Charakter des 
EU-Verhältnisses zum Mercosur spiegelt sich in der 
extrem ungleichen Zusammensetzung der Export-
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palette beider Regionen wider. Die EU-Exporte in 
den Mercosur setzen sich zu rund 84 Prozent aus 
verarbeiteten Gütern zusammen (siehe Grafik 3).

Ganz anders hingegen die Mercosur-Exporte in 
die EU: Sie bestehen zu rund drei Vierteln aus agra-
rischen und mineralischen Rohstoffen, wobei auf  
Agrarprodukte der Löwenanteil entfällt (siehe Gra- 
fik 4). Aufgrund dieses überproportionalen Zugriffs 
auf die natürlichen Ressourcen des Mercosur trägt 
die EU eine große Mitverantwortung für Umwelt-
zerstörungen und Menschenrechtsverletzungen in 
der südamerikanischen Region. Die in dem Han-
delsabkommen geplanten Zollsenkungen würden 
die Mengen der gehandelten Rohstoffe dabei noch 
vergrößern.
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2. EU-Mercosur-Beziehungen: Verfestigter Extraktivismus

GRAFIK  3
EU-28: Exporte in den Mercosur 2018

GRAFIK  2 
EU: Handelsbilanz mit dem Mercosur (Warenhandel in Mrd. Euro)

GRAFIK  4 
EU-28: Importe aus dem Mercosur 2018

Da der Mercosur mit dem geplanten Handelsabkom-
men die Importzölle auf 91 Prozent der EU-Waren 
sukzessive beseitigt, verheißt die EU-Kommission 
deutschen Exporteuren hohe Zusatzgewinne im 
Mercosur. Die wichtigsten Produkte, die Deutsch-
land dorthin verkauft, sind Maschinen, Autos und 
Chemikalien. Für die Autoindustrie würden die 
Zollsenkungen dabei besonders stark ausfallen. 
Die Zölle auf Autos (derzeit 35 Prozent) und auf 
Autoteile (14 bis 18 Prozent) sollen weitgehend 
beseitigt werden.6 
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Während auf Mercosur-Seite Brasilien das han-
delspolitische Schwergewicht darstellt, spielt auf 
EU-Seite Deutschland diese Rolle. Die Bundesre-
publik ist zugleich der entscheidende Urheber für 
das Handelsdefizit des Mercosur gegenüber der EU. 
Mit 15,4 Milliarden Euro entfiel rund ein Drittel der 
EU-Exporte im Jahr 2018 auf Deutschland. Da die 
Bundesrepublik zugleich nur Waren im Wert von 
6,3 Milliarden Euro importierte, erzielte sie einen 
großen Überschuss von 9,1 Milliarden Euro im Han-
del mit dem Mercosur.5
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3. Agrarhandel: 
 Zugriff auf Land und Wald

Um den Beitrag des EU-Mercosur-Abkommens 
zur erforderlichen sozialen-ökologischen 
Transformation abschätzen zu können, sind 

sowohl die bereits existierenden Handelsströme als 
auch gegebenenfalls hinzukommende Mengen zu be-
rücksichtigen. Beide Facetten werden im Folgenden 
für den Agrarhandel untersucht.

3.1.  
Eine schwere Hypothek:  
Die hohe Bedeutung der Futtermittel
Die Agrarimporte machen über die Hälfte der EU-
Einfuhren aus dem Mercosur aus. Welches dabei die 
bedeutendsten Güter sind, zeigen die Statistiken der 
Europäischen Kommission (siehe Grafik 5).

Deutlich wird: Sojabohnen und -schrot sind gemes-
sen am Einfuhrwert die wichtigsten Agrarprodukte, 
die die EU aus dem Mercosur importiert. Soja dient 
als proteinreicher Bestandteil des Kraftfutters in 
der industriellen Viehwirtschaft, das vor allem beim 
Futter von Geflügel und Schweinen sowie in etwas 

geringerem Maße beim Rinderfutter beigemischt 
wird. Da die EU auf das proteinreiche Futtermittel 
angewiesen ist, genießt Soja hier schon seit Jahr-
zehnten Zollfreiheit.

Die Sojaanbaufläche im Mercosur, die für Exporte 
in die EU belegt wird, ist immens. Agrarforscher*in-
nen schätzten sie auf circa 13 Millionen Hektar.7 Das 
entspricht über einem Drittel der Fläche Deutsch-
lands von 35,7 Millionen Hektar. Da nur 13 Prozent 
der EU-Sojaimporte als entwaldungsfrei gelten, trägt 
die europäische Nachfrage große Verantwortung 
für Rodungen und Treibhausgas-Emissionen in 
Südamerika.8

Die gesamte Sojaanbaufläche in den Mercosur-
Staaten summiert sich derzeit auf rund 58 Millionen 
Hektar, davon entfallen auf Brasilien 35,8 Millionen, 
Argentinien 17,5 Millionen, Paraguay 3,5 Millionen 
und Uruguay 1,1 Millionen Hektar. Allein die Sojafel-
der Brasiliens entsprechen somit der Größe Deutsch-
lands. Das brasilianische Agrarministerium schätzt, 
dass sich diese Fläche bis zur Ernte 2028/29 um fast 
10 Millionen auf 45,3 Millionen Hektar vergrößert. 
Bei dieser Abschätzung ist ein möglicher Nachfra-
geimpuls durch das EU-Mercosur-Abkommen noch 
nicht einmal enthalten.9

Die projektierte Ausweitung der brasilianischen 
Sojafelder alarmierte das Gemeinsame Forschungs-
zentrum der EU, das jüngst eine Folgenabschätzung 
der europäischen Nachfrage auf die Umwelt in Bra-
silien vorlegte.10 Danach führt der brasilianische 
Sojaanbau nicht nur zu einer direkten Entwaldung 
in der Trockensavanne des Cerrado und den Regen-
wäldern Amazoniens, sondern auch zu indirekten 
Landnutzungsänderungen. Da Weideland in Süd- 
und Zentralbrasilien in Sojafelder umgewandelt 
werde, komme es zu einer Verdrängung der Vieh-
wirtschaft in die nördlichen Bundesstaaten, vor 
allem nach Amazonien.

Setzen sich die erhöhten Entwaldungsraten der 
letzten Jahre fort, werde Brasilien sein Reduktions-
ziel für die Treibhausgase, zu dem es sich unter dem 
Pariser Abkommen verpflichtete, weit verfehlen, so 
das Forschungszentrum. Bei fortgesetzten Rodungen 
für neue Sojafelder komme es nicht zu einer Sen-
kung der CO2-Emissionen um 22 Millionen Tonnen 

GRAFIK  5 
EU-Agrarimporte aus dem Mercosur 2018
Quelle: Europäische Kommission 2019

Sojaschrot 
5.504 Mio. Euro

Andere 
5.439 Mio. Euro

Sojabohnen
2.027 Mio. Euro

Kaffee/Tee 
1.958 Mio. Euro

Fruchtsäfte 
1.237 Mio. Euro

Rindfleisch 
1.189 Mio. Euro

Getreide 
847 Mio. Euro
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bis 2030, wie im Nationalen Klimaschutzbeitrag 
Brasiliens angegeben, sondern zu einer zusätzlichen 
kumulierten Emission von 900 Millionen Tonnen 
CO2. Um weitere Entwaldung zu verhindern, emp-
fiehlt das Forschungszentrum daher, das geplante 
Handelsabkommen von der Einhaltung „strikter 
Umweltauflagen für Agrargüter“ abhängig zu ma-
chen.11 Genau das ist jedoch nicht der Fall.

Das Nachhaltigkeitskapitel des EU-Mercosur-Ab-
kommens enthält zwar Verpflichtungen zur „ef-
fektiven Umsetzung“12 multilateraler Umweltab-
kommen, darunter die Biodiversitätskonvention 
und das Pariser Klimaschutzabkommen. Doch sind 
diese Bestimmungen nicht wirksam durchsetzbar, 
weil das gesamte Nachhaltigkeitskapitel vom Streit-
schlichtungsmechanismus des Handelsabkommens 
ausgenommen ist.

Diese Schwäche hat praktische Folgen. Denn ob-
gleich es wissenschaftlich als unabweisbar gilt, 
dass der Anbau von Soja im Mercosur und deren 
Import durch die EU die Artenvielfalt und das Kli-
ma gefährdet, können im Rahmen des Abkommens 
weder gegen die EU noch den Mercosur handels-
beschränkende Maßnahmen ergriffen werden. In 
seiner derzeitigen Fassung enthält das Abkommen 
nicht einmal einen Ausstiegspfad aus den bestehen-
den umweltschädlichen Handelsbeziehungen.

Ein modernes Handelsabkommen dagegen müsste 
einen klar definierten Beitrag zur notwendigen De-
karbonisierung der Wirtschaft leisten. Dazu könnte 
es beispielsweise verbindliche Zeitpläne enthalten, 

die eine progressive Ökologisierung des Anbaus von 
Soja und anderen Kulturen oder eine Reduktion des 
Handels mit diesen Gütern vorsehen. Doch nichts 

Die Ausweitung der brasilianischen Sojafelder bedeutet großflächige Zerstörung im Amazonas.
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Argentinien: 
Exportsteuern auf Soja

Die Exportsteuern auf Soja und andere Pro-
dukte sind für Argentinien völlig unverzicht-

bar, gerade in der aktuellen Situation einer 
Verschärfung der Haushaltslage durch einen 
erheblichen Kapitalabzug und konfliktiver Ver-
handlungen über eine Erleichterung der argen-
tinischen Auslandsschulden.13 Derzeit liegen die 
Soja-Exportsteuern bei 33 Prozent.14

2019 brachten die Exportsteuern auf Soja –  
sie betrugen damals 26 Prozent – dem argenti-
nischen Staat Einnahmen von ca 4,7 Milliarden 
US-Dollar.15 Ein Teil der Einnahmen aus den  
Exportsteuern wurde bis 2018 direkt für die Finan- 
zierung sozialer Infrastrukturen wie Kranken-
häuser, Schulen oder Wohnungen verwendet. 
Im Jahr 2009 richtete die damalige Regierung 
dafür einen Solidarfonds für die argentinischen 
Provinzen und Kommunen ein (Fondo Federal 
Solidario), in den 30 Prozent der Exportsteuer-
Einnahmen flossen. Im Zuge von Sparmaßnah-
men löste die Regierung von Mauricio Macri 
diesen Fonds 2018 jedoch wieder auf.16   
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dergleichen findet sich in den bisher vorliegen-
den Vertragstexten. Ganz im Gegenteil enthalten 
sie Klauseln, die den Sojaabsatz in der EU noch 
stimulieren.

So gibt es in einem Anhang über Exportabgaben 
eine längere Liste von Produkten, bei denen sich 
Argentinien zu einer Absenkung der Exportsteuern 
verpflichtet. Fünf Jahre nach Inkrafttreten des Ab-
kommens sollen dabei die Exportsteuern auf Soja 
von derzeit 30 auf 18 Prozent des Warenwerts sinken, 
nach zehn Jahren auf 14 Prozent.17 Dadurch aber 
verbilligt sich die Sojaeinfuhr in die EU, so dass die 
europäischen Tierfabriken das proteinreiche Futter-
mittel günstiger einkaufen können. Die europäische 
Überschussproduktion von Fleisch und Milch würde 
dadurch weiter unterstützt.18 Zudem wäre dies auch 
ein erheblicher Aderlass für den argentinischen 
Staatshaushalt (siehe Box auf Seite 13).

Das EU-Mercosur-Abkommen kann den Soja-Ver-
brauch auch indirekt weiter ankurbeln. Wenn Fleisch-
erzeuger im Mercosur die erweiterten EU-Importquo-
ten für Rind- und Hühnerfleisch ausschöpfen (siehe 
unten), steigt der Futtermittelbedarf im Mercosur, 
was wiederum den Sojaanbau stimuliert.

3.2.  
Agrarquoten: Verstärkung des Drucks 
auf Mensch und Natur
Das geplante Abkommen vergrößert die transat-
lantischen Warenströme durch Zollsenkungen und 
die Ausweitung zollbegünstigter Einfuhrquoten. 
Die Agrarquoten, auf die sich EU und Mercosur im 

Sommer 2019 einigten, stehen dabei im Mittelpunkt 
der öffentlichen Auseinandersetzung.19

Nach dieser Einigung gewährt die EU dem Merco-
sur zusätzliche zollbegünstigte Quoten für Fleisch, 
Zucker, Reis und Bio-Ethanol. Eine Übersicht zeigt, 
dass die Rind20- und Hühnerfleischquoten, gemessen 
an den bereits existierenden Mercosur-Exporten, 
eine Vergrößerung um die Hälfte darstellen könnten, 
bei den Bio-Ethanolquoten sogar um mehr als das 
Sechsfache (siehe Grafik 6).

GRAFIK  6 
Mercosur-Exporte in die EU (2018) und zusätzliche Quoten
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Quelle: Europäische Kommission 2019 / GRAIN 2019
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GRAFIK  7 
EU-Exporte in den Mercosur (2018) und zusätzliche Quoten
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Käse Milchpulver Babynahrung

Exporte EU → Mercosur

Zusätzliche Quoten

Quelle: Europäische Kommission 2019 / GRAIN 2019

35.000

30.000

25.000

20.000

15.000

10.000

5.000

0

 
Wie beeinflussen die Quoten 
die Mercosur-Exporte?

Eine Abschätzung der Folgen der neuen Im-
portquoten auf die Produktion der begüns-

tigten Agrargüter und ihren transatlantischen 
Handel ist mit einigen Unsicherheiten behaftet. 
So erfolgt ein Teil der Mercosur-Exporte bereits 
heute unter Zollquoten, die in der Vergan-
genheit nicht immer vollständig ausgeschöpft 
wurden, etwa die Quote für hochwertiges Rind-
fleisch (die sogenannte Hilton-Quote).21 Eine 
solche gelegentliche Unterausschöpfung in 
einzelnen Jahren kann auch nach der Einfüh-
rung der neu angebotenen Quoten nicht aus-
geschlossen werden. Ebenso ist es möglich, 
dass Exporteure verstärkt auf die neuen Quoten 
ausweichen und die bereits existierenden häu-
figer untergenutzt bleiben.

Doch auch eine Ausweitung ist möglich, bei 
der nicht nur die Quoten ausgeschöpft, sondern 
auch Exporte zu den höheren Zollsätzen jenseits 
der Quoten zunehmen. Bereits heute führen die 
Mercosur-Staaten beispielsweise fast die Hälfte 
des Rindfleischs zu den höheren Zollsätzen 
außerhalb der existierenden Quoten ein.22 Das 
heißt: Rindfleisch aus dem Mercosur ist derart 
wettbewerbsfähig, dass es auch zu höheren 
Zollsätzen in der EU verkauft werden kann.

Ein solches Szenario – Ausschöpfung der 
„Intra-Quoten“-Mengen und Wachstum der 
„Extra-Quoten“-Mengen – wird durch die hohen 
Zolleinsparungen des Abkommens begüns-
tigt. Der Brüsseler Think Tank Bruegel schätzt, 
dass die Exporteure allein durch die neuen 
Rindfleischquoten Zollzahlungen von rund 
430 Millionen Euro einsparen. Für sämtliche 
neuen Quoten könne die Einsparung fast 920 
Millionen Euro betragen.23 Diese Extraprofite 
erhöhen die Gewinnmargen der Rinderzucht, 
was deren Expansion in den Mercosur-Ländern 
begünstigt. Durch die Zusatzgewinne können 
auch Exporte in die EU außerhalb der Quoten 
profitabler werden.   

Besondere Profiteure auf EU-Seite wären insofern 
die exportorientierten Milcherzeuger, die einen 
größeren Anteil ihrer Überschüsse im Mercosur 
absetzen könnten. Diese Aussicht führte bereits zu 
Protesten der südamerikanischen Milchbetriebe, 
die um ihre Absatzmärkte in der Region fürchten. 
So forderten etwa argentinische Milcherzeuger eine 
Ausklammerung ihrer Branche von dem geplanten 
Abkommen.24

Größere Auswirkungen sind daneben von den 
Agrarquoten für Bio-Ethanol und Rindfleisch zu er-
warten. Die Vergünstigungen für das in Südamerika 
hauptsächlich aus Zuckerrohr gewonnene Ethanol 
bestehen aus einer zollfreien Quote über 450.000 
Tonnen für die Verwendung in der chemischen 
Industrie und einer zollbegünstigten Quote über 
200.000 Tonnen für die Nutzung als Biotreibstoff.

Diese Quoten dürften eine weitere Expansion des 
Zuckerrohranbaus im Mercosur stimulieren, vor 
allem in Brasilien, dem weltweit zweitgrößten Pro-
duzenten und Exporteur von Bio-Ethanol nach den 
USA. Das brasilianische Agrarministerium schätzt, 
die Anbaufläche für Zuckerrohr könne in den kom-
menden zehn Jahren von 9 auf 10 Millionen Hekt-
ar steigen.25 Die zusätzliche Nachfrage durch das 
EU-Mercosur-Abkommen ist bei dieser Schätzung 
noch nicht einmal berücksichtigt. Bezogen auf den 
Flächenbedarf ist das Zuckerrohr neben Soja und 
Mais die wichtigste Ackerkultur in Brasilien.26

Zwar liegt das Zentrum des Zuckerrohranbaus 
im Süden des Landes, die stärkste Expansion fin-
det jedoch im zentralen Westen und Nordosten des 

Umgekehrt kann aber auch die EU-Exportwirtschaft 
unter dem Abkommen von zollfreien Quoten für 
Käse, Milchpulver und Babynahrung profitieren. Im 
Vergleich zu den existierenden EU-Exporten stellen 
diese sogar eine erhebliche Vergrößerung dar: bei 
Käse um das Achtfache, bei Milchpulver um das 
Dreizehnfache (siehe Grafik 7). 
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Landes statt, vor allem im artenreichen Cerrado. 
Dieser Expansion ebnete Präsident Jair Bolsonaro 
weiter den Weg, als er im November 2019 ein Dekret 
aufhob, das den Zuckerrohranbau in Amazonien, 
im Cerrado, im Feuchtgebiet des Pantanal sowie in 
indigenen Territorien beschränkte. Das Dekret zur 
agrarökologischen Zonierung des Zuckerrohrs hatte 
2009 der damalige Präsident Lula da Silva erlassen.27  
Besonderes Opfer der Aufhebung des Dekrets durch 
Bolsonaro sind die Indigenen Brasiliens (siehe Box 
auf dieser Seite).

3.3.  
Rindfleisch: Treiber von Waldverlust 
und Klimawandel
Nicht minder problematisch sind die zollbegüns-
tigten Quoten von insgesamt 99.000 Tonnen Rind-
fleisch (55.000 Tonnen frisches, 44.000 Tonnen 
gefrorenes Fleisch), die die EU dem Mercosur ge-
währt. Während in der EU die verschärfte Preis-
konkurrenz besonders jene Viehbetriebe bedroht, 
die tiergerechte Weidehaltung betreiben, gehören 
im Mercosur die Rinderherden zu den gefährlichen 
Treibern der Entwaldung.

JBS, Marfrig und Minerva, die größten Rindfleisch-
produzenten Brasiliens, die auch den EU-Markt 
beliefern, haben kein Kontrollsystem ihrer Liefer-
ketten, das die entwaldungsfreie Herkunft ihres 
Schlachtviehs garantieren könnte. Viele ihrer Lie-
feranten beziehen Rinder, die auf gerodeten Amazo-
nasflächen gemästet werden.31 Satellitenaufnahmen 
zeigen, dass sich 70 Prozent der jüngst stark zuge-
nommen Amazonasbrände in den mutmaßlichen 
Herkunftsregionen des Schlachtviehs dieser drei 
Firmen ereigneten.32 Im Dezember 2019 veröffent-
lichten Nichtregierungsorganisationen, darunter 
Greenpeace Brasilien, daher einen offenen Brief, in 
dem sie Investoren vor dem Kauf von Anteilen an 
JBS und Marfrig warnten.33 Doch die Brandrodung 
zur Erschließung von Weideflächen hat nicht nur 
in Amazonien zugenommen, sondern auch in den 
Trockenwäldern der Gran-Chaco-Region, die sich 
über Brasilien, Bolivien, Argentinien und Paraguay 
erstreckt (siehe Box auf Seite 17).

Die Nichtregierungsorganisation GRAIN schätzte 
die Klimaeffekte der Agrarquoten ab, auf die sich EU 
und Mercosur im Sommer 2019 verständigt haben. 
Demnach erzeugen Produktion und Handel der acht 
Agrarprodukte, für die Importquoten vereinbart 
wurden, schon jetzt Emissionen von 25,5 Millionen 
Tonnen CO2-Äquivalenten pro Jahr.38

Bleibt es bei den bisherigen Exportmengen und 
werden zusätzlich die neuen Agrarquoten ausge-

 
Guarani-Kaiowá: Wachsender Druck 
auf indigene Territorien

Besonderes Opfer der Zuckerrohrexpansion 
sind die Indigenen Brasiliens, etwa die 

Guarani-Kaiowá im Bundesstaat Mato Grosso 
do Sul, deren traditionelle Territorien immer 
stärker dem Zuckerrohranbau und anderen 
Plantagen zum Opfer fallen. So bezog etwa der 
Bio-Ethanolhersteller Raízen – ein Joint Venture 
von Shell und Cosan – Zuckerrohr, das illegal 
auf indigenen Territorien angebaut worden war. 
Zudem erleiden die Guarani-Kaiowá zahlreiche 
gewalttätige Übergriffe von Sicherheitskräften 
und Plantagenbetreibern sowie Vergiftungen 
durch die Pestizideinsätze auf den vorrücken-
den Feldern.28 

Die mangelnde Demarkierung von Indige-
nengebieten erhöht dabei die Rechtsunsicher-
heit für deren Bewohner*innen. Nachdem die 
Demarkierung bereits in den letzten Jahren 
stark sank, ist sie unter Präsident Bolsonaro 
vollständig zum Erliegen kommen.29 Wiederholt 
bekräftigte Bolsonaro, künftig keine einzige 
Demarkierung zugunsten der Indigenen zu 
autorisieren. Stattdessen plant er eine Umkeh-
rung des Prozesses, in dem er bereits erfolgte 
Demarkierungen einer Revision unterziehen 
lässt. Um seine Politik durchzusetzen, besetzte 
er die Führung der Indigenenbehörde FUNAI 
(Fundação Nacional do Índio) mit einem ehe-
maligen Kommissar der Bundespolizei und 
Gefolgsmann der Agrarlobby.30 

Indigene Kinder des Volkes der Guaraní-Kaiowá im  

Bundesstaat Mato Grosso do Sul mit einem Protestplakat:  

„Wir kämpfen für unser Recht bis zum Tod. Territorium der 

Gerechtigkeit und Freiheit“.
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Paraguay: Rinderherden zerstören Lebensräume der Indigenen im Gran Chaco

In der Region des Gran Chaco expandieren zahl-
reiche Rinderfarmen in vormaligen Trocken-

waldregionen. Auch hier haben die Waldbrände 
im vergangenen Jahr deutlich zugenommen, wobei 
viele Feuer zur Landgewinnung für die Agrarindus-
trie gelegt wurden. Allein in Paraguays Nordosten 
fielen mehr als 300.000 Hektar der Chaco-Wälder 
den Flammen zum Opfer.34

Diese Region ist auch das bevorzugte Ausbrei-
tungsgebiet der Rinderfarmen. Der Löwenanteil 
der paraguayischen Rindfleischproduktion ist für 
den Export bestimmt, der fast vollständig durch 
transnationale Konzerne kontrolliert und durch-
geführt wird.35 Die in Paraguay niedergelassenen 
Fleischverarbeiter*innen hoffen, auf sie werde 
ein Viertel der neuen Quote von 99.000 Tonnen 
Rindfleisch entfallen, die die EU dem Mercosur 
gewährt hat.36

Von den Brandrodungen sind die Indigenen der 
Chaco-Region in besonderem Maße betroffen. Im 
Nordosten Paraguays werden viele der Brände 
in den Gebieten der Ayoreo gelegt, die vielfach 
noch in Subsistenz leben. Die Menschenrechts-
koordination Paraguays warnt in ihrem jüngsten 
Bericht, dass die Dezimierung der Wälder für die 
Ayoreo eine unmittelbare Bedrohung ihrer Lebens-
grundlagen bedeutet.37 

Durch Brandrodung werden große Teile der Chaco-

Wälder vernichtet.Fo
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schöpft, kämen jährlich weitere 8,7 Millionen Ton-
nen CO2-Äquivalente hinzu. Der Löwenanteil der vom 
EU-Mercosur-Abkommen verursachten zusätzlichen 
Emissionen entfällt laut GRAIN auf die erhöhte 
Rindfleischeinfuhr mit 7,1 Millionen Tonnen CO2-
Äquivalenten pro Jahr (siehe Grafik 8).

Allerdings: Da sich die GRAIN-Untersuchung auf 
jene Waren beschränkt, die durch die Quoten-Ver-
einbarungen erfasst sind, fallen bedeutsame Agrar- 
produkte aus der Berechnung der Klimaeffekte 
heraus. So bleiben etwa bei den beiden neuen Rind-
fleischquoten, die frisches und gefrorenes Fleisch 
erfassen, verarbeitete Produkte wie Dosenfleisch 
unberücksichtigt.39 Auch die riesigen Sojaimporte 
aus dem Mercosur bleiben bei der GRAIN-Berech-
nung außen vor. Diese Lücke sollte berücksichtigt 
werden, weil das EU-Mercosur-Abkommen auch 
den Soja-Verbrauch weiter ankurbeln kann – sei es 
durch eine Verbilligung nach einer Absenkung der 
argentinischen Exportsteuern, oder sei es durch 
den erhöhten Futtermittelbedarf im Mercosur, wenn 
dortige Fleischerzeuger die neuen Quoten in der EU 
ausschöpfen.

GRAFIK  8 
EU-Mercosur: Zusätzliche Emissionen durch Agrarquoten 
(in Tausend Tonnen CO2-Äquivalente pro Jahr)
Quelle: GRAIN 2019

Andere: 198

Rindfleisch: 
7.146

Käse: 365

Bio-Ethanol: 435

Hühnerfleisch: 561
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3.4.  
Lebensmittelsicherheit: 
Mangelhafte Verankerung  
des Vorsorgeprinzips
Auch für die Lebensmittelsicherheit birgt das EU-
Mercosur-Abkommen erhebliche Risiken. So ent-
hält das Kapitel zu gesundheitspolizeilichen und 
pflanzenschutzrechtlichen Maßnahmen – Sanitary 
and PhytosanitaryMeasures (SPS) – keinen Verweis 
auf das im EU-Recht verankerte Vorsorgeprinzip, 
auf das sich handelsbeschränkende Maßnahmen 
im Risikofall stützen könnten.40

Einen expliziten Verweis auf das Vorsorgeprin-
zip gibt es bisher nur im Kapitel über Handel und 
nachhaltige Entwicklung, das jedoch weitgehend 
wirkungslos ist, weil es vom Streitschlichtungsme-
chanismus des Abkommens ausgeklammert ist.41 

Hinzu kommt: Im Nachhaltigkeitskapitel ist die 
Anwendung des Vorsorgeprinzips auf Umweltrisiken 
und Gefährdungen der Arbeitssicherheit beschränkt. 
Dagegen fallen die typischen Risiken für die mensch-
liche, tierische und pflanzliche Gesundheit, die das 
SPS-Kapitel adressiert, nicht in den Regelungsbe-
reich des Nachhaltigkeitskapitels.

Die Folge ist: EU und Mercosur können sich nicht 
auf das Vorsorgeprinzip stützen, um die Einfuhr 
bedenklicher Waren präventiv zu blockieren. Das 

kann beispielsweise Agrargüter betreffen, die im 
Verdacht stehen, mit Krankheitserregern befallen 
zu sein, Rückstände verbotener Pestizide zu ent-
halten oder Grenzwerte für Pestizidrückstände zu 
überschreiten.

3.5.  
Pestizide und gentechnisch  
veränderte Agrarprodukte:  
Freier Handel für Risikogüter
All diese Risiken sind überaus real. So werden 
in den Mercosur-Ländern zahlreiche hochgiftige 
Pestizide in der Landwirtschaft verwendet; ein Teil 
davon ist in der EU verboten oder nicht zugelassen 
(siehe Box). Diese Pestizide stellen eine erhebliche 
Gesundheitsgefahr dar, vor allem für die Menschen, 
die sie ausbringen und auf den Feldern arbeiten, 
sowie für die ländlichen Gemeinden. Dörfer und 
Siedlungen am Rande von Plantagen und Feldern 
leiden häufig unter der Abdrift von Pestiziden, die 
per Flugzeug über den Felder versprüht werden. 
Allein in Brasilien, einem der weltweit größten 
Absatzmärkte für Agrarchemikalien, vergiften sich 
alljährlich Tausende Landbewohner*innen durch 
den direkten Kontakt mit Pestiziden.

So registrierte das brasilianische Gesundheits-
ministeriums zwischen 2005 und 2015 insgesamt 

 
UN-Menschenrechtsausschuss:  
Paraguay für Vergiftung durch verbotene Pestizide verantwortlich

Weit über die Hälfte der Exporte Paraguays 
in die EU entfallen auf Sojabohnen und 

das daraus gewonnene Sojaschrot.46 Doch die 
in Paraguay gepflanzten Sorten sind zumeist 
genmanipuliert und werden mit großen Mengen 
an Pestiziden besprüht, die ins Grundwasser 
eindringen und die Anwohner*innen der Soja-
plantagen vergiften.

Der UN-Menschenrechtsausschuss verabschie-
dete im August 2019 einen Beschluss, der Para-
guay für die schwere Vergiftung mit verbotenen 
Pestiziden verantwortlich macht, die kleinbäuer-
liche Familien im Department Canindeyú durch 
die Besprühungen eines Sojafelds erlitten ha-
ben. Einer der Betroffenen, Rubén Portillo, war 
2011 durch eine Vergiftung gestorben. Da die 
Regierungsbehörden nicht gegen die illegalen 
Besprühungen vorgingen, klagten die ebenfalls 
betroffenen Angehörigen des Verstorbenen zu-

nächst vor dem Verfassungsgericht Paraguays.  
Das Gericht urteilte, der Staat sei seiner Ver-
pflichtung zum Schutz der Gesundheit, der Unver-
sehrtheit und der Umwelt nicht nachgekommen.47 

Nachdem die staatlichen Behörden weiter untä-
tig blieben, reichten die Angehörigen von Portillo 
2013 Beschwerde beim UN-Menschenrechtsaus-
schuss ein. Repräsentiert wurden sie dabei durch 
die Menschenrechtskoordination CODEHUPY 
und die Nichtregierungsorganisation BASE IS.  
In seinem Beschluss vom August 2019 befand der 
Menschenrechtsausschuss, aufgrund mangelnden 
Vorgehens gegen die illegalen Sprüheinsätze habe 
Paraguay gegen das Recht auf Leben der Betrof-
fenen verstoßen. Der Staat sei verpflichtet, die 
Opfer zu entschädigen, die Schuldigen juristisch 
zur Rechenschaft zu ziehen und präventive Maß-
nahmen zur Verhinderung ähnlicher Verstöße zu 
ergreifen.48 

EU-Mercosur-Abkommen: Risiken für Klimaschutz und Menschenrechte
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84.206 Pestizidvergiftungen.42 Doch gibt es eine 
hohe Dunkelziffer, weil viele Vergiftungen nicht 
gemeldet werden. So kommen geschätzt auf jede 
gemeldete Vergiftung 50 weitere, die nicht gemeldet 
werden.43 Entsprechend unsicher sind die Zahlen 
über diesbezügliche Todesfälle. Der Journalist Juca 
Guimarães wertete dazu die Statistiken des brasi-
lianischen Gesundheitsministeriums aus. Danach 
starben zwischen 2008 und 2017 mehr als 7.200 
Menschen an Pestizidvergiftungen.44

In seinem jüngsten Brasilien-Report kritisiert der 
UN-Sonderberichterstatter zu Auswirkungen von 
Umweltverschmutzungen auf die Menschenrechte, 
Baskut Tuncak, die Praxis der Großgrundbesitzer, 
unangekündigte Sprühflüge durchzuführen, so dass 
Anwohner*innen sich nicht rechtzeitig in Sicherheit 
bringen können. Auch Schulen, Gemeindezentren 
und Wohnhäuser wurden wiederholt Opfer von 
Besprühungen. Tuncak betont ferner, dass man-
che Plantagen systematisch Sprüheinsätze fliegen, 
um Indigene wie die Kaiowá von ihrem Land zu 
vertreiben.45 Die gefährlichen Besprühungen sind 
auch in den Nachbarländern Brasiliens verbreitet, 
was jüngst zu einer Rüge Paraguays durch den 
UN-Menschenrechtsausschuss führte (siehe Box 
auf Seite 18).

Daneben finden sich die Pestizidrückstände auch 
in den im Mercosur konsumierten oder in die EU 
exportierten Agrargütern wieder, sei es Getreide, 
Getränke, Obst, Baumwolle oder Tabak. Eine Studie 
der Agrargeographin Larissa Bombardi von der Uni-
versität São Paulo ermittelte in diesem Zusammen-
hang, dass 30 Prozent der rund 500 bis zum Jahr 

2017 in Brasilien zugelassenen Pestizidwirkstoffe 
in der EU verboten bzw. nicht zugelassen waren.49 

So waren von den 160 in Brasilien für den Baum-
wollanbau zugelassenen Wirkstoffen 47 in der EU 
untersagt. Für die Behandlung von Sojabohnen 
dürfen brasilianische Plantagen 150 Pestizidwirk-
stoffe einsetzen, 35 davon haben in der EU keine 
Zulassung (siehe Grafik 9).

In südamerikanischen Ländern wie Brasilien kommen großflächig 

gefährliche Pestizide zum Einsatz.
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GRAFIK  9 
Brasilien: Anzahl der für die Behandlung ausgewählter Agrarprodukte zugelassenen Pestizidwirkstoffe

in Brasilien  
zugelassen

davon in der EU  
nicht zugelassen

Quelle: Larissa Bombardi 2019
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eine laxere Genehmigungspraxis als die EU und 
Deutschland haben.

Eine jüngste Studie von MISEREOR, Inkota, der 
Rosa-Luxemburg-Stiftung und anderen Organisa-
tionen deckt auf, dass BASF und Bayer in Brasilien 
jeweils mindestens zwölf Wirkstoffe verkaufen, die 
in der EU nicht zugelassen sind. Jeweils sechs dieser 
Wirkstoffe werden vom Pestizid-Aktions-Netzwerk 
PAN als hochgiftig eingestuft (Highly Hazardous 
Pesticides – HHP). Sie können krebserregend sein, 
das Erbgut schädigen oder Fortpflanzungsprobleme 
verursachen oder die Umwelt beinträchtigen (siehe 
Grafik). Carbendazim etwa, das in dem Bayer-Produkt 
Derosal Plus enthalten ist und im Grundwasser Süd-
brasiliens nachgewiesen wurde, kann das Erbgut, die 
Fruchtbarkeit und Ungeborene schädigen.54

Wie Analysen von Public Eye und Unearthed 
(Fe bruar 2020) und von Greenpeace (Mai 2020) 
zeigen, exportieren und vermarkten Bayer und 
BASF dabei auch hochgiftige Chemikalien, die für 
Bienen und andere Insekten besonders schädlich 
sind, sogenannte Neonicotinoide. So ist Brasilien 
Hauptabsatzmarkt für Bayers‘ Imidacloprid – ein 

Bienenkiller, dessen Freilandverwendung die EU 
2018 verbot. BASF wiederum verkauft in Brasilien 
mit Chlorfenapyr und Fipronil ebenfalls zwei Pesti-
zidwirkstoffe, die im Verdacht stehen, Bienensterben 
zu verursachen. Diese Praxis ist umso bedenklicher, 
als Brasilien im vergangenen Jahr bereits ein massiv 
beschleunigtes Bienensterben erlitt. In nur drei 
Monaten starben über 500 Millionen Bienen.55 

 
Toxischer Handel: 
EU und Deutschland erlauben die  
Ausfuhr nicht zugelassener Pestizide

In der EU ist die Rechtslage zum Handel mit 
Pestiziden erschreckend. Die Verordnung 

(EG) 1107/2009 erlaubt nur dann das Inver-
kehrbringen eines Pestizidprodukts in der EU, 
wenn es in dem betreffenden EU-Mitgliedstaat 
zugelassen wurde. Diese Regelung gilt jedoch 
nicht, wenn das Pestizid für den Export in ein 
Land außerhalb der EU vorgesehen ist.51 Die 
Schutzbedürftigkeit von Mensch und Natur in 
Drittstaaten wertet das EU-Recht damit sys-
tematisch ab – zugunsten der europäischen 
Pestizidexporteure.

Gleichwohl könnten die EU-Mitgliedstaaten 
den Export solch hochgiftiger Pestizide unter-
binden, die zwar in ihren Ländern produziert 
werden, in der EU aber nicht zugelassen sind. 
Von dieser Möglichkeit macht seit Kurzem 
Frankreich Gebrauch. Dort gilt ab Januar 2022 
ein neues Gesetz, das die Ausfuhr von Pesti-
ziden in Drittstaaten untersagt, wenn diese 
Produkte in der EU aus Gründen des Schutzes 
der Gesundheit von Mensch und Tier oder der 
Umwelt keine Zulassung haben.52 

Auch Deutschland hat grundsätzlich die Mög-
lichkeit, ein ähnliches Exportverbot auszu-
sprechen. Das Pflanzenschutzgesetz erlaubt es, 
per Rechtsverordnung die Ausfuhr bestimmter 
Pestizide in Staaten außerhalb der EU zu ver-
bieten. Die Bundesregierung indes hat davon 
bisher keinen Gebrauch gemacht.53 

Ziel einer verantwortlichen Handelspolitik 
muss es sein, die in der EU nicht zugelassenen 
Pestizide grundsätzlich nicht in Drittstaaten zu 
exportieren. Ein solches Exportverbot müsste 
einheitlich für alle EU-Mitgliedstaaten gelten.  

Es gehört dabei zu den menschenrechtlich fragwür-
digen Inkonsistenzen der EU-Pestizidpolitik, dass 
es kein EU-weites Produktions- und Exportverbot 
für diejenigen Pestizidwirkstoffe gibt, die in der 
EU nicht zugelassen sind. Das heißt: Konzerne wie 
Bayer oder BASF können immer noch in Deutsch-
land Pestizide für den Export herstellen, die in 
der EU oder in Deutschland verboten oder nicht 
zugelassen sind.50 Erschwerend kommt hinzu, dass 
Chemiekonzerne in der EU verbotene Pestizide 
nicht selten in den Ländern herstellen lassen, die 

Viele bienengiftige Pestizidwirkstoffe sind in der EU nicht zugelassen, 

werden aber nach Südamerika exportiert.
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3. Agrarhandel: Zugriff auf Land und Wald

Die gefährlichen Pestizidwirkstoffe können in ver-
schiedenen Produkten enthalten sein, die die Che-
miekonzerne im Mercosur vermarkten. Nach einer 
aktuellen Analyse sind von den 113 in Brasilien zu-
gelassenen BASF-Produkten 71 hochgiftige Pestizide 
und 57 in der EU nicht zugelassen. Von den 123 in 
Brasilien zugelassenen Bayer-Produkten gehören 78 
zu den hochgiftigen Pestiziden und 36 sind in der 
EU nicht zugelassen (vgl. Anhang).56 

Über die Hälfte der in Brasilien verkauften Pes-
tizide wird dabei auf den Sojafeldern verspritzt, 
die zu über 90 Prozent mit genveränderten Sorten 
bepflanzt sind. Der mit großem Abstand am häu-
figsten verwendete Wirkstoff in der brasilianischen 
Landwirtschaft ist das umstrittene Herbizid Gly-
phosat, gegen das die genmanipulierten Sojasorten 
resistent sind.

Den Großteil der in Brasilien verwendeten her-
bizidresistenten Sojasorten (Roundup Ready und 
Intacta) verkauft – nach der Übernahme des US-Kon-
zerns Monsanto – nunmehr Bayer. Den Wirkstoff 
Glyphosat wiederum stufte die Krebsforschungs-
agentur der Weltgesundheitsorganisation 2015 für 
Menschen als „wahrscheinlich krebserregend“57 
ein. Dennoch ist er sowohl in der EU als auch in den 
Mercosur-Staaten noch immer zugelassen.

Die Risiken durch pestizidbelastete Lebensmittel 
könnten dabei sowohl für brasilianische als auch 
europäische Konsument*innen noch zunehmen. 
Darauf deutet nicht nur der erhöhte Verbrauch von 
Ackergiften hin, sondern auch die massive Zunahme 
von Pestizidzulassungen in Brasilien. Gegenüber 
2015 haben sich die Zulassungen von Pestizidpro-

GRAFIK  10 
PAN-Kriterien zur Identifizierung hochgefährlicher Pestizide (HHPs)
Quelle: PAN (2019), siehe Endnote 50

dukten in den letzten drei Jahre in Brasilien mehr 
als verdreifacht  (siehe Grafik 11).

Zudem sieht das EU-Mercosur-Abkommen vor, 
die Zölle auf Chemikalien, einschließlich der Pes-
tizide, zu senken oder gänzlich zu beseitigen. Der 
Verband der europäischen Chemieindustrie CEFIC 
(The European Chemical Industry Council) hebt 
hervor, der Vertrag werde für über 90 Prozent 
der EU-Chemie-Exporte die Zölle beseitigen, die 
bisher bis zu 18 Prozent betragen haben.58 Es ist 
daher zu befürchten, dass eine Verbilligung der 

GRAFIK  11 
Brasilien: Zulassung von Pestiziden (Anzahl pro Jahr)
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Brasilien
EU

Pestizideinfuhr in den Mercosur den Verbrauch der 
Ackergifte zu Lasten von Mensch und Natur weiter 
ankurbeln wird.

3.6.  
Pestizid-Rückstandswerte:  
Spielball von Handelsinteressen
Auch bei den zulässigen Grenzwerten für Pes-
tizidrückstände gibt es erhebliche Unterschiede 
zwischen der EU und dem Mercosur, wie ein Blick 
in die Pestiziddatenbanken der EU und der bra-
silianischen Gesundheitsüberwachungsbehörde 
ANVISA zeigt. So gelten bei einer ganzen Reihe 
von Produkten in der EU niedrigere Grenzwerte 
für die Zulässigkeit von Rückständen der Herbi-
zide Glyphosat und 2,4-D als in Brasilien, so bei 
Kaffee, Zuckerrohr und Birnen (Glyphosat) oder 
bei Sojabohnen, Reis und Mais (2,4-D). Bei Kaffee 
und Zuckerrohr sind die Grenzwerte für Glyphosat 
in Brasilien sogar zehn Mal höher als in der EU 
(siehe Grafik 12).

Allerdings verdeutlicht ein Vergleich anderer 
Agrarprodukte, dass die EU keineswegs durch-
gängig strengere Grenzwerte für die Zulässigkeit 
von Pestizidrückständen anlegt als Brasilien. So 
sind die brasilianischen Grenzwerte für Glyphosa-
trückstände bei Sojabohnen, Weizen und Erbsen 
weit niedriger als in der EU, wo sie extrem hohe 
Werte aufweisen. Bei Weizen gibt es sogar eine 
Abweichung um das 200fache, bei Erbsen um das 
1000fache (siehe Grafik 13).

Für brasilianische Konsument*innen können also 
besondere Gesundheitsrisiken bei der Einfuhr von 
Weizen oder Erbsen aus der EU auftreten. Indes 
sind die Grenzwerte für die Glyphosatrückstände 
bei Sojabohnen auf beiden Seiten extrem hoch 
(Brasilien 10 mg/kg, EU 20 mg/kg).

Zu berücksichtigen ist dabei, dass die EU erst 
1999 auf Druck der Agrarlobby den Grenzwert für 
Glyphosat in Sojabohnen von 0,1 mg/kg auf 20 
mg/kg drastisch erhöhte – eine Steigerung um 
das 200fache. Sie passte sich damit der inter-
nationalen Codex-Alimentarius-Kommission an, 
die zwei Jahre zuvor ihren Grenzwert bereits auf 
20 mg/kg erhöht hatte. Die Codex-Alimentarius-
Kommission definiert Lebensmittelstandards, ihre 
Entscheidungen indes sind umstritten, weil sie 
oftmals dem Einfluss der Lebensmittelindustrie 
geschuldet sind. Brasilien folgte dem Trend im 
Jahr 2004 und erhöhte den Glyphosat-Grenzwert 
für Sojabohnen von 0,2 mg/kg auf 10 mg/kg – eine 
50fache Erhöhung.58

Bayer, BASF und andere Pestizidhersteller 
üben einen enormen Druck auf die Europäische 
Kommission aus, jegliche Verschärfung der Rück-
standsgrenzwerte bei importierten Agrargütern 
zu unterlassen. Wie jüngste Untersuchungen der 
Nichtregierungsorganisation „Corporate Europe 
Observatory“ zeigen, sind die Unternehmen dabei 
häufig erfolgreich.60

GRAFIK 13 
Glyphosat: Grenzwerte für Pestizidrückstände 2017
(Einheit: mg/kg)
Quelle: Europäische Kommission / ANVISA, zitiert nach Larissa Bombardi 2019
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GRAFIK 12 
Glyphosat und 2,4-D: 
Grenzwerte für Pestizidrückstände 2017  
(Einheit: mg/kg)
Quelle: Europäische Kommission / ANVISA, zitiert nach Larissa Bombardi 2019
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3.7.  
Hürden für Umwelt- und  
Verbraucherschutz
Das EU-Mercosur-Abkommen legt auch einem mög-
lichen Ende der Glyphosat-Zulassung zusätzliche 
Hürden in den Weg. In der EU ist Glyphosat noch 
bis zum 15. Dezember 2022 zugelassen. Doch die 
Mercosur-Staaten könnten künftig das Handels-
abkommen nutzen, um das mögliche Auslaufen 
der Zulassung zu bekämpfen. Argentinische und 
brasilianische Handelsdiplomaten*innen äußerten 
bereits vor der letzten Glyphosat-Entscheidung im 
Jahr 2017 die Befürchtung, die EU könne bei einem 
Auslaufen der Zulassung auch den hohen Rück-
standswert wieder absenken, was die Sojaexporte 
in die EU gefährden würde.61 

Tatsächlich bietet das SPS-Kapitel des Abkommens 
keinen ausreichenden Schutz, um Handelsstreitig-
keiten bei einem Ende der Glyphosat-Zulassung oder 
einem Absenken des Rückstandswerts zu vermeiden. 
So heißt es in Artikel 11 des SPS-Kapitels, dass zur 
Rechtfertigung derartiger Maßnahmen entweder 
internationale Standards oder wissenschaftliche 
Informationen beigebracht werden sollen. Liegt 
beides nicht vor, dürfen handelsbeschränkende 
Maßnahmen nur übergangsweise ergriffen werden.62 

Die entscheidende Schwäche aber ist, dass das 
Vorsorgeprinzip als Rechtfertigungsgrund für ein 
Glyphosat-Ende, eine Verschärfung der Pestizid-
grenzwerte oder ähnliche Maßnahmen in dem Ka-
pitel fehlen. Aufgrund dieses Defizits könnten im 
Fall einer Absenkung der Grenzwerte in der EU die 
Mercosur-Staaten unter Umständen mit Handels-
sanktionen reagieren.

Angesichts der Gefahren des stetig wachsenden 
Pestizideinsatzes für Mensch und Natur müsste ein 
modernes Handelsabkommen auch für dieses Pro-
blem ganz andere Regelungen enthalten. Denkbar 
wären beispielsweise zeitlich umrissene Ausstiegs-
wege für die Verwendung hochgiftiger Pestizide, die 
mit sinkenden Grenzwerten für Pestizidrückstände 
auf den Binnen- und Exportmärkten begleitet wer-
den. Die erforderlichen Produktionsumstellungen 
müsste der wirtschaftlich stärkere Handelspartner –  
in diesem Fall die EU – finanziell fördern. Nicht 
zuletzt bräuchte es aus Gründen der entwicklungs-
politischen Kohärenz auf EU-Ebene ein Produkti-
ons-und Exportverbot für Pestizide, die in der 
EU und in den Mitgliedstaaten aus Umwelt- und 
Gesundheitsgründen nicht zugelassen sind. Grund-
sätzlich sollte die EU-Handelspolitik an dem Ziel 
einer Landwirtschaft ohne Pestizide ausgerichtet 
werden.

Schließlich schwächt das EU-Mercosur-Abkommen 
auch die Lebensmittelaufsicht und die Möglichkeit, 
belastete tierische Lebensmittel beim Marktzutritt 
zu identifizieren und aus dem Verkehr zu ziehen. 
Denn das SPS-Kapitel sieht in seinem Kapitel 7 eine 
Beschleunigung der Exportgenehmigungen für tieri-
sche Produkte vor. Dazu soll das Einfuhrland darauf 
verzichten, Importkontrollen durchzuführen, wenn 
das Ausfuhrland „ausreichende Garantien“63 über 
seine Exportbetriebe beibringt. Daneben sollen sich 
die Handelspartner darauf verständigen, die Häufig-
keit der Importkontrollen zu reduzieren.

Das aber begünstigt brasilianische Fleischkonzerne  
wie JBS und BRF, die immer wieder in Lebens-
mittelskandale verwickelt sind. 2017 entdeckte 
die brasilianische Polizei, dass beide Konzerne 
Gammelfleisch unter ihre Exportware gemischt 
und Gesundheitsinspektor*innen bestochen hatten, 
um dennoch an Hygienezertifikate zu kommen. Ein 
Team von Journalist*innen stellte 2019 fest, dass 20 
Prozent der EU-Hühnerfleischimporte aus Brasilien 
mit Salmonellen infiziert sind und nur ein Bruchteil 
der Lieferungen mikrobiologisch getestet wurde.64 
Ein beträchtlicher Teil des kontaminierten Hühner-
fleischs passierte die Grenze unentdeckt. Werden 
die Kontrollen gemäß dem EU-Mercosur-Abkommen 
künftig weiter reduziert, steigt das Risiko für Ver-
braucher*innen also abermals. 

Ein Verbraucherschutz-Skandal um bestochene Schlachthaus- 

Inspektor*innen und Politiker*innen – bis hin zum Regierungs-

chef – erschütterte 2017 nicht nur Brasilien, auch die Rindfleisch-

Exporte nach Europa und in die USA brachen ein.
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4. Rohstoffhandel: 
 Zugriff auf Bergbau und Energie

Im Bereich des Rohstoffhandels bergen die bis-
her vorliegenden Verhandlungstexte ebenfalls 
erhebliche ökologische und menschenrechtliche 

Risiken. Auch in diesem Sektor werden durch die 
geplanten Vorschriften nicht nur problematische 
Handelsbeziehungen abgesichert, sondern durch 
eine Ausweitung der Warenströme zusätzlich ver-
schärft. Die bisher bekannten Verhandlungstexte 
spiegeln dabei besonders deutlich die Interessen 
europäischer Unternehmen wider. Diese bestehen 
einerseits in der Versorgungssicherheit der EU, 
andererseits in erweiterten Investitionsmöglich-
keiten für europäische Konzerne im Rohstoffsektor 
des Mercosur.

4.1.  
Mercosur:  
Lieferant wichtiger Mineralien
Für die EU sind die Mercosur-Staaten, und hier vor 
allem Brasilien und Argentinien, bereits jetzt wich-
tige Lieferanten mineralischer und energetischer 
Rohstoffe. Insgesamt entfallen rund 20 Prozent der 

EU-Einfuhr aus der Region auf Bergbauprodukte und 
fossile Energieträger. Einige der Produkte sind für 
die EU-Industrie essenziell.

Die Europäische Kommission untersucht seit 
einiger Zeit die Versorgung der EU mit Rohstoffen 
aus Drittstaaten. Ihr letzter diesbezüglicher Bericht 
zeigt, dass vor allem die aus Brasilien eingeführten 
Waren einen beträchtlichen Anteil an der gesamten 
EU-Einfuhr der betreffenden mineralischen Roh-
stoffe haben.65 So stammen allein 57 Prozent der 
Kaolin-Importe und 48 Prozent der Eisenerzimporte 
aus Brasilien (siehe Grafik 14). Sehr wichtig für 
die EU sind auch die Mangan-, Selen-, Bauxit- und 
Kupfer-Importe aus dem südamerikanischen Land.

Auch Argentinien liefert mineralische Rohstoffe 
in bedeutenden Mengen, darunter Silber, Kupfer 
und Schwefel (siehe Grafik 15).

Mengenmäßig und ökonomisch am bedeutsams-
ten sind allerdings die brasilianischen Rohstoffex-
porte in die EU. Eine Übersicht der wertmäßig zehn 
wichtigsten Güter, die Brasilien in die EU exportiert, 
verdeutlicht die große Bedeutung mineralischer 
und energetischer Rohstoffe im Verhältnis zu den 
Agrarimporten (siehe Grafik 16).

GRAFIK 14 
EU-Rohstoffimporte aus Brasilien 2010-2014 
(Anteil an Gesamtimporten in Prozent)
Quelle: Europäische Kommission 2017

GRAFIK 15 
EU-Rohstoffimporte aus Argentinien 2010-2014 
(Anteil an Gesamtimporten in Prozent)
Quelle: Europäische Kommission 2017
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Eisenerz-Minen in Brasilien stehen für Umweltzerstörung und menschenunwürdige Arbeitsbedingungen.
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Mit einem Wert von über drei Milliarden Euro ist 
Eisenerz dabei der gewichtigste Rohstoff, den Brasi-
lien in die EU exportiert. Weitere bedeutsame Güter 
sind Erdöl, Kupfer, Roheisen und Gold. Für Eisenerz 
und Rohöl gelten bereits Nullzölle in der EU, ebenso 
für rohes Kupfer und Eisen. Für andere Rohstoffe wie 
das Aluminiumerz Bauxit und verarbeitete Güter 
existieren dagegen Einfuhrzölle, die das Handels-
abkommen beseitigen könnte.66 

Das besonders wichtige EU-Ziel ist jedoch, mög-
liche Exportbeschränkungen durch die Mercosur-
Staaten auf die von der EU-Industrie nachgefragten 
Rohstoffe zu verhindern, vor allem bei essenziellen 
Produkten wie dem Eisenerz.

4.2.  
Eisenerzkatastrophen:  
Sorgfaltspflichten bleiben zahnlos
Das Eisenerz steht zugleich für einige der größten 
Umweltzerstörungen und Menschenrechtsverlet-
zungen in Brasilien. So gehen Umweltwissenschaft-
ler*innen davon aus, dass rund zehn Prozent der 
Abholzung in Amazonien auf das Konto des Berg-
baus geht, darunter besonders die Carajás-Mine 
im Bundesstaat Pará – die größte Eisenerzmine 
der Welt.67 

Deutschland trägt für diese Zerstörung eine große 
Mitverantwortung. Denn das für die deutsche Roh-
eisen- und Stahlerzeugung nötige Eisenerz wird 
vollständig importiert, über die Hälfte davon stammt 

aus Brasilien.68 Deutschland und die Europäische 
Gemeinschaft vergaben Anfang der 1980er Jah-
re Darlehen über umgerechnet mehrere Hundert 
Millionen Euro zur Erschließung der Carajás-Mine 
und sicherten der deutschen Industrie dadurch 
verbilligten Zugang zum brasilianischen Eisenerz. 
Hauptabnehmer des mit amazonischem Eisenerz 
produzierten Stahls sind die Auto-, Maschinen- und 
Bauindustrie.69 

GRAFIK 16 
Top 10: EU-Importe aus Brasilien 2018 
(in Mrd. Euro)
Quelle: Eurostat. November 2019
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Doch nicht nur der Abbau des Eisenerzes zerstört 
den Tropenwald, sondern auch dessen Verhüttung 
zur Roheisengewinnung. Denn zum Schmelzen des 
Eisenerzes verwenden die brasilianischen Hütten-
werke große Mengen von Holzkohle. Die wiederum 
stammt aus Urwäldern oder Holzplantagen, die auf 
gerodeten Flächen entstanden, etwa den in Brasilien 
und den anderen Mercosur-Staaten stark expandie-
renden Eukalyptus-Plantagen.70 

Deutschland und die EU importieren nicht nur das 
Eisenerz, sondern auch das mit Holzkohle produ-
zierte Roheisen. So stammen allein dreißig Prozent 
der deutschen Roheisenimporte aus Brasilien.71 Die 
deutsche Stahl-, Auto- und Maschinenindustrie ist 
daher auf mehrfache Weise an der Vernichtung der 
brasilianischen Urwälder beteiligt. Doch die euro-
päischen Eisenerzimporte gehen auch mit einigen 

der schwersten Menschenrechtsverletzungen einher, 
für die EU-Konzerne entlang ihrer Lieferketten mit-
verantwortlich sind. Ein besonders verheerendes 
Beispiel liefert die Katastrophe von Brumadinho im 
Bundesstaat Minas Gerais (siehe Box).

Obgleich Konzerne bei der Brumadinho-Kata-
strophe und in anderen Fällen ihre Sorgfaltspflicht 
verletzten, enthält das EU-Mercosur-Abkommen 
keine verbindlichen Regelungen zur Unternehmens-
verantwortung. Im Nachhaltigkeitskapitel gibt es 
zwar den Artikel 11 über das „verantwortungsvolle 
Management von Lieferketten“; das gesamte Kapitel 
ist jedoch mangels Zugang zum Streitschlichtungs-
verfahren nicht durchsetzbar. Zudem verpflichtet 
der Artikel die Handelspartner lediglich dazu, die 
Anwendung und Verbreitung internationaler Leitli-
nien zur Unternehmensverantwortung der Vereinten 

 
Katastrophe mit Ansage:  
Der verheerende Dammbruch von Brumadinho im Januar 2019

In Brumadinho betreibt der brasilianische Berg-
baukonzern Vale eine Eisenerzmine, die für 

eine der größten Katastrophen des Landes steht. 
Am 25. Januar 2019 brach dort der Damm eines 
Rückhaltebeckens und eine riesige Abraumwelle 
ergoss sich über das Land. Die giftige Flut tötete 
272 Menschen, zerstörte ein Dorf und kontami-
nierte den Fluss Paraopeba. In dem Drama gibt es 
mehrere Verbindungen nach Deutschland. Gebaut 
wurde der Damm 1976 von einer brasilianischen 
Tochter des Thyssen-Konzerns. Jahrzehnte später, 
im September 2018, zertifizierte das deutsche 
Prüfunternehmen TÜV Süd trotz erheblicher Män-
gel des Damms dessen Stabilität. Die Deutsche 

Bank wiederum hält Anteile an Vale und gewährte 
dem Konzern Kredite.72 

Nicht zuletzt liefert Vale sein Eisenerz unter 
anderem in die EU. Zu seinen Abnehmern gehören 
diverse deutsche Stahlwerke, darunter jene von 
Thyssenkrupp. Erschwerend kommt hinzu: Bruma-
dinho ist kein Einzelfall. Bereits 2015 ereignete 
sich in Minas Gerais ein ähnlicher Dammbruch in 
der Samarco-Eisenerzmine, im Besitz von Vale und 
BHP-Billiton. Damals starben 19 Menschen, und 
Tausende Fischer verloren durch die Vergiftung 
des Rio Doce ihre Lebensgrundlage. Auch Samar-
co-Eisenerz wurde in die EU und nach Deutschland 
geliefert.73 

Die juristische Aufarbeitung der 
Katastrophe von Brumadinho findet 
nicht nur in Brasilien statt, sondern 
mittlerweile auch in Deutschland. Im 
Oktober 2019 erstatteten MISEREOR 
und die Menschenrechtsorganisation 
ECCHR gemeinsam mit fünf Opfer-
angehörigen Anzeige gegen TÜV Süd 
und einen seiner Mitarbeiter bei der 
Staatsanwaltschaft München.74 Diese 
hat mittlerweile ein Ermittlungsver-
fahren gegen TÜV Süd eingeleitet.75 

 

Mahnwache für die Opfer der Katastrophe 

von Brumadinho, bei der 272 Menschen zu 

Tode kamen.Fo
to

: V
in

íc
iu

s 
M

en
do

nç
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Nationen (UN), der Organisation für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) und der 
Internationalen Arbeitsorganisation (ILO) zu unter-
stützen, soweit sie diese unterzeichnet haben.76 
Diese Instrumente sind jedoch unverbindlich.

Ferner sollen laut Artikel 11 die Handelspartner 
die freiwillige Übernahme von Ansätzen der Unter-
nehmensverantwortung auf Seiten der Konzerne 
fördern – angesichts des Versagens freiwilliger 
Ansätze der Unternehmenskontrolle ebenfalls eine 
sehr schwache Klausel.

4.3.  
Restriktionen für Exportsteuern:  
Rohstoffe sollen billig bleiben
Während das EU-Mercosur-Abkommen einerseits 
nur unverbindliche Klauseln zur Unternehmens-
verantwortung aufweist, enthält es andererseits 
verbindliche Regeln, die die Rohstoffversorgung 
transnationaler Konzerne absichern und verbilli-
gen. Eine solche Wirkung entfalten zum Beispiel 
die vorgesehenen strengen Begrenzungen von 
Exportbeschränkungen.

Auf solche Maßnahmen mussten die Mercosur-
Staaten in der Vergangenheit immer wieder zurück-
greifen, seien es befristete Exportlizenzen, Export-
steuern, Exportquoten oder Mindestexportpreise. 
So beschränkte Argentinien die Ausfuhr von Kobalt, 
Lithium, Kupfer und Eisenerz, Brasilien unter an-
derem von Magnesium.77 Doch diese Maßnahmen 
sind auch in der aktuellen Politik unverzichtbar, 
vor allem zur Generierung von Staatseinnahmen 
bei Haushaltsengpässen.

Im Zuge der Wirtschaftskrise beschloss etwa der 
ehemalige Präsident Argentiniens, Mauricio Macri, 
im September 2018 eine pauschale Notstands-Ex-
portsteuer von 12 Prozent, mit zusätzlichen Auf-
schlägen für nicht verarbeitete Rohwaren. Die im 
Lande tätigen Bergbauunternehmen protestierten 
umgehend und malten Verluste von einer Milliarde 
US-Dollar jährlich an die Wand.78 Noch bedeutsamer 
für die argentinischen Staatseinnahmen sind dabei 
die aktuellen Steuern auf Sojaexporte (siehe oben).

In Brasilien diskutieren Kongress-Abgeordnete 
zurzeit eine Rückkehr zu Exportsteuern auf mine-
ralische und agrarische Rohstoffe, die 1996 abge-
schafft wurden. Ein Gesetzesvorschlag vom Oktober 
2017 brachte eine Exportsteuer von 30 Prozent für 
Rohstoffe des Bergbaus ins Spiel.79 Ein aktueller 
Vorschlag sieht eine 13-prozentige Exportsteuer 
auf mineralische und agrarische Rohstoffe und 
Halbfertigwaren vor, was postwendend zu Industrie-
warnungen führte.80 

Doch derartige exportbeschränkende Maßnahmen 
sind gefährdet, sollte das EU-Mercosur-Abkommen in 
Kraft treten. Damit die Versorgung der EU-Industrie 
mit diesen Rohstoffen billig bleibt, schreibt das EU-
Mercosur-Abkommen nämlich ein grundsätzliches 
Verbot von jeglichen Steuern und Abgaben auf Ex-
porte vor. In Artikel 8 des Kapitels über den Güter-
handel heißt es, dass drei Jahre nach Inkrafttreten 
des Abkommens keine der Vertragsparteien derarti-
ge Exportabgaben einführen oder aufrechterhalten 
soll – es sei denn, sie behält sich Ausnahmen in einer 
spezifischen Verpflichtungsliste vor.81 

In der veröffentlichten Verpflichtungsliste des 
Mercosur hat sich bisher jedoch nur Argentinien 
für eine längere Liste von Produkten das Recht zur 
Erhebung von Exportsteuern vorbehalten, die es 
jedoch verpflichtend einfrieren oder absenken muss 
(für manche Produkte auf 14 Prozent, andere auf 5 
Prozent des Warenwerts). Uruguay taucht in dieser 
Liste bisher nur mit einer einzigen Produktgruppe 
auf, während Eintragungen von Brasilien und Para-
guay gänzlich fehlen.82 Die derzeit in Brasilien dis-
kutierte Wiedereinführung der Exportsteuern wäre 
nach bisherigem Stand also ein Verstoß gegen das 
EU-Mercosur-Abkommen.

Weitere soziale und ökologische Risiken können 
auch die angestrebten Regelungen zu Investitionen 
und Ausschreibungen bergen. Eine qualifizierte 
Beurteilung ist aufgrund der Intransparenz des 
Verhandlungsprozesses gegenwärtig jedoch nicht 
möglich. Denn zu den beiden Vertragskapiteln über 
Investitionen und Ausschreibungen fehlen die wich-
tigen Anhänge mit den sektoralen Verpflichtungs-
listen.83 Erst an ihnen ließe sich ablesen, inwieweit 
Investitionen in den Bergbau und Ausschreibungen 
von Förderrechten liberalisiert werden. 

 Holz in der brasilianischen Region Pará:  

Der europäische Hunger nach Rohstoffen ist riesengroß.
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5. Mangelhaft: Schutzinstrumente  
 für Mensch und Natur

Die exportorientierte Produktion von agrari-
schen und mineralischen Rohstoffen geht 
in den Mercosur-Staaten nicht selten mit 

überaus gewaltsamen Auseinandersetzungen ein-
her. Allein die Landkonflikte, denen sich Kleinbäu-
er*innen und Indigene ausgesetzt sehen, fordern 
immer wieder einen hohen Tribut.

5.1.  
Keine Instrumente zum Schutz  
von Landrechten
Für Brasilien registriert etwa die Landpastorale 
CPT (Commissão Pastoral da Terra) eine deutliche 
Zunahme der Konflikte um Wasser und Land (siehe 
Grafik 17). So hat sich in den vergangenen zehn Jah-
ren die Zahl der Landkonflikte nahezu verdoppelt 
und die der Wasserkonflikte mehr als vervierfacht. 
Besonders stark war die Zunahme der Konflikte im 
Jahr 2019, seit der Amtsübernahme von Präsident 
Jair Bolsonaro.84

Zugleich nahm die Zahl von Landbesetzungen 
durch soziale Bewegungen deutlich ab. Die CPT führt 
dies unter anderem auf eine wachsende Angst der 

Landlosenbewegung vor Repressionsmaßnahmen 
zurück sowie auf die verbreitete Einschätzung, dass 
die aktuelle Regierung die Forderungen nach einer 
Agrarreform ohnehin nicht erfüllen werde.85 Die CPT 
dokumentiert daneben die noch immer grassierende 
Straflosigkeit. So seien im Zeitraum 1985 bis 2019 
insgesamt 1.973 Menschen bei ländlichen Konflikten 
umgebracht worden. Doch in 1.376 dieser Fälle gebe 
es noch immer keine Verurteilung der für diese Taten 
Verantwortlichen.86 

Besonders dramatisch entwickelt sich die Si-
tuation der Indigenen. Der Indigene Missionsrat 
CIMI (Conselho Indigenista Missionário) registriert 
in Brasilien eine erhebliche Zunahme des illega-
len Eindringens in indigene Territorien, sei es zur 
Landnahme oder zur Extraktion von Rohstoffen. 
Holzfäller*innen, Goldschürfer*innen und Planta-
genbetreiber*innen dringen immer ungehemmter in 
die Gebiete der Indigenen vor, was zu zahlreichen 
gewaltsamen Auseinandersetzungen führt.

Erschreckend ist dabei die erhebliche Zunahme 
der Invasionen unter der Bolsonaro-Regierung seit 
Anfang 2019. Allein in den ersten Monaten des Jahres 
registrierte CIMI 160 Invasionen – eine weit höhere 
Zahl als in den Vorjahren und eine Verdreifachung 
gegenüber 2015 (siehe Grafik 18).

Hinzu kommt, dass Bolsonaro nicht nur die De-
markierung von Indigenen-Gebieten vollständig zum 
Stillstand gebracht hat, sondern die Erschließung 
der Gebiete für Bergbau und Agroindustrie jetzt 
auch noch rechtlich absichern will. Anfang Februar 
2020 brachte er dazu das Gesetz PL 191/2020 in den 
Kongress ein, das unter anderem die Exploration und 
Förderung von Mineralien, Öl und Gas sowie den Bau 
von Wasserkraftwerken in den Indigenengebieten le-
galisieren soll. Das Gesetzesvorhaben führte bereits 
zu Protesten der Betroffenen, die sich im Netzwerk 
indigener Organisationen APIB (Articulação dos 
Povos Indígenas do Brasil) zusammengeschlossen 
haben.87 

Analysen des Gesetzes PL 191/2020 zeigen, dass 
es nicht nur garantierte Rechte der Indigenen Ge-
meinschaften unterlaufen würde, sondern auch den 
Umweltschutz. So sieht es unter anderem vor, den 
Anbau von genmanipulierten Pflanzen in Natur-

GRAFIK  17 
Brasilien:  
Zunehmende Konflikte um Land und Wasser 
Quelle: Comissão Pastoral da Terra (CPT) 2020
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schutzgebieten zu erlauben. Besonders eklatant 
indes sind die Verstöße gegen die von Brasilien 
ratifizierte ILO-Konvention 169 über die Indigenen-
rechte. Diese und andere UN-Instrumente schreiben 
vor, dass jegliche Nutzung indigener Territorien eine 
freie, vorab durchgeführte und auf Information ba-
sierende Zustimmung (free prior informed consent) 
der betroffenen Gemeinschaften erfordert – und zwar 
bereits dann, wenn neue gesetzliche oder administ-
rative Maßnahmen eine solche Nutzung ermöglichen 
sollen. Aus diesem Grunde hätte bereits das Gesetz 
PL 191/2020 einer Konsultation durch indigene 
Vertreter*innen unterworfen werden müssen, was 
jedoch unterblieb.88 

Das EU-Mercosur-Abkommen sieht bisher keine 
effektiven Maßnahmen vor, um die zahllosen Men-
schenrechtsverletzungen bei Landkonflikten zu ahn-
den. So enthält Artikel 8 des Nachhaltigkeitskapitels 
lediglich eine Verpflichtung der Vertragsparteien, 
die Einbindung lokaler Gemeinschaften und In-
digener in die Lieferketten von Forstprodukten zu 
fördern. Zu einer solchen Einbindung sollen die 
Betroffenen ihre „vorherige informierte Zustim-
mung“89 geben.

Das aber ist nur eine sehr verstümmelte Variante 
des anspruchsvolleren UN-Konzepts der freien, vor-
herigen und informierten Zustimmung. Denn dieses 
verlangt die Zustimmung Indigener Gemeinschaften 
bei jeglicher Nutzung ihrer Territorien, und nicht 
einfach ihre Beteiligung an der Ausbeutung ihrer 
eigenen Ressourcen.

5.2.  
Sorgfaltspflichten in der Lieferkette: 
Fehlanzeige
Diese Schwäche addiert sich zu den bereits angeführ-
ten Defiziten des Nachhaltigkeitskapitels: die Aus-
klammerung vom Streitschlichtungsmechanismus, 
die Beschränkung des Vorsorgeprinzips auf Umwelt-
risiken und Gefährdungen der Arbeitssicherheit 
sowie der Mangel an verbindlichen Regeln zur Unter-
nehmensverantwortung entlang der Lieferketten.

Das EU-Mercosur-Abkommen verdeutlicht inso-
fern auch die eklatanten Lücken bei der Regulierung 
transnational tätiger Unternehmen. So fehlt es 
auch in Europa an Gesetzen, die Unternehmen ent-
lang ihrer Lieferketten zur Einhaltung umwelt- und 
menschenrechtlicher Sorgfalt verpflichten. In der EU 
verfügt derzeit nur Frankreich über ein umfassendes 
Lieferkettengesetz (Loi de Vigilance), während die 
deutsche Bundesregierung ein solches verschleppt 
und von laufenden Unternehmensbefragungen ab-
hängig macht.90

Auch auf EU-Ebene gibt es – abgesehen von sehr 
engen sektoralen Verordnungen zu Holzhandel und 
Konfliktmineralien – noch keinen Rechtsrahmen 
für die Durchsetzung von Unternehmensverant-
wortung durch die Mitgliedstaaten. Eine solche 
EU-Gesetzgebung müsste Unternehmen zur Erstel-
lung von öffentlich überprüfbaren Sorgfaltsplänen 
verpflichten. Bei Verstößen, die vorhersehbare und 
vermeidbare Schäden mitverursacht haben, müsste 
sie Sanktionen und eine zivilrechtliche Haftung von 
Unternehmen vorsehen. Zudem müssten für Betrof-
fene aus dem außereuropäischen Ausland Hürden 
beim Zugang zu Gerichten in EU-Mitgliedstaaten 
abgebaut werden.91 Für eine diesbezügliche EU- 
Gesetzgebung spricht sich auch der Deutsche Bun-
destag aus. Am 14. November 2019 forderte er, dass 
die Bundesregierung „sich im Rahmen der deut-
schen Ratspräsidentschaft 2020 auf europäischer 
Ebene für eine einheitliche, branchenübergreifende 
und verbindliche Regelung zur Ausgestaltung unter-
nehmerischer Sorgfaltspflichten einsetzt“.92

Die Bundesregierung hatte bereits im Koalitions-
vertrag eine entsprechende Initiative auf nationaler 
und EU-Ebene angekündigt, wenn deutsche Unter-
nehmen ihre Sorgfaltspflichten bis 2020 nicht frei-
willig umsetzten. Aktuell werden diese Vorhaben je-
doch durch das Bundeswirtschaftsministerium und 
das Bundeskanzleramt blockiert, obwohl selbst laut 
einer Untersuchung im Auftrag der Bundesregierung 
lediglich 18 Prozent der deutschen Unternehmen mit 
über 500 Mitarbeiter*innen ihre Sorgfaltspflichten 
erfüllen.93 Solange die EU und ihre Mitgliedstaa-

GRAFIK  18 
Brasilien: 
Illegale Invasionen in indigene Territorien
Quelle: CIMI, Relatório Violéncia contra os Povos Indigenas no Brasil, 2019: erste 9 Monate
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ten ihre Unternehmen aber nicht verbindlich zur 
menschenrechtlichen und ökologischen Sorgfalt 
verpflichten, würde die einseitige Privilegierung 
der Unternehmensinteressen auch im EU-Mercosur-
Abkommen systematisch mit einer Schwächung des 
Menschenrechts- und Umweltschutzes einhergehen.

Problematisch ist zudem, dass die EU auf Ebene 
der Vereinten Nationen immer noch ein völkerrecht-
lich verbindliches Abkommen über Wirtschaft und 
Menschenrechte ablehnt, über das eine Arbeitsgrup-
pe im Rahmen des UN-Menschenrechtsrats aktuell 
verhandelt. Ein solches Abkommen würde auch die 
Mercosur-Staaten zu einem besseren Schutz der 
Menschenrechte gegen Verstöße durch Unternehmen 
verpflichten. Es könnte auch einen völkerrechtlichen 
Vorrang von Menschenrechten vor Handels- und In-
vestitionsrecht festschreiben.94 Bisher hat sich die 
EU-Kommission nicht einmal dazu durchgerungen, 
die Mitgliedstaaten um ein Verhandlungsmandat zu 
ersuchen. Die wiederum verstecken sich hinter der 
EU und beteiligen sich in der Arbeitsgruppe des UN-
Menschenrechtsrats nicht an den Verhandlungen, 
obwohl sie dafür als souveräne Staaten keinerlei 
Erlaubnis der EU benötigen würden.

Hoffnung, dass sich auf EU-Ebene doch etwas 
bewegen könnte, machte eine Ankündigung des 
EU-Justizkommissars Didier Reynders am 29. April 
2020.95 Anlässlich der Vorstellung einer neuen Studie 
der EU-Kommission, die die Notwendigkeit ver-
bindlicher Regeln für Unternehmen unterstreicht, 
kündigte er für 2021 einen Gesetzesentwurf für ein 
Lieferkettengesetz auf europäischer Ebene an. Dieses 
solle Unternehmen zur Achtung von Menschenrech-
ten und Umweltstandards in ihren Wertschöpfungs-
ketten verpflichten und öffentlich-rechtliche Sank-

tionen ebenso wie Klagemöglichkeiten für Betroffene 
vorsehen. Die Initiative Lieferkettengesetz, die in 
Deutschland die Forderung nach verbindlichen 
Regelungen entlang Lieferketten vertritt, zitierte 
Reynders mit den Worten: „Eine Regulierung ohne 
Sanktionen ist keine Regulierung“.96 Ob er dafür die 
notwendige Unterstützung der Bundesregierung, 
der anderen Mitgliedstaaten und des Europäischen 
Parlaments erhält, bleibt abzuwarten.

5.3.  
Menschenrechtsklausel:  
Bleibt sie schwach?
Dieser Mangel wird dadurch unterstrichen, dass in 
den bisher veröffentlichten Vertragsteilen noch nicht 
einmal die sonst übliche Menschenrechtsklausel 
enthalten ist. Um internationale Verantwortung zu 
demonstrieren, integriert die EU derartige Klauseln 
entweder in ihre Handelsabkommen oder in Rah-
menverträge, auf die die Abkommen Bezug nehmen.

Bisher werden die EU-Mercosur-Beziehungen 
durch ein interregionales Rahmenabkommen ge-
regelt, das 1999 in Kraft trat und eine solche Men-
schenrechtsklausel enthält. Dessen Artikel 1 erklärt 
die „Wahrung der demokratischen Grundsätze und 
die Achtung der Menschenrechte“ zu einem „wesent-
lichen Bestandteil dieses Abkommens“.97 Laut dem 
Verhandlungsmandat von 1999 müsste eine solche 
Klausel auch in das EU-Mercosur-Assoziationsab-
kommen übernommen werden.98 

Da die EU keine Teile des Assoziationsabkommens 
veröffentlicht hat, lässt sich nicht analysieren, ob 
die vorgesehene Menschenrechtsklausel die bereits 
bekannten Schwächen dieses Instruments beseiti-

Blick in eine ungewisse Zukunft: Mitglieder der Indigenen-Gemeinde Campito in Caaguazu, Paraguay.
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gen würde. Grundsätzlich erlaubt diese Klausel die 
Aussetzung von Handelspräferenzen bei Menschen-
rechtsverstößen. Doch sind die Hürden für ihre 
Aktivierung derart hoch, dass sie bisher nur in 24 
Fällen angewandt wurde, meist bei schweren de-
mokratischen Verstößen wie Staatsstreichen. Viele 
weitere Menschenrechtsverletzungen blieben außer-
halb ihrer Reichweite. Zudem beschränkten sich die 
ergriffenen Maßnahmen meist auf Konsultationen.99

Hinzu kommt, dass die Menschenrechtsklausel 
es nicht erlaubt, Maßnahmen zum Schutz der Men-
schenrechte zu ergreifen, wenn diese gegen Bestim-
mungen der Handelsverträge verstoßen. Verschärfen 
etwa die im EU-Mercosur-Abkommen verabredeten 
Agrarquoten die Landkonflikte, dürften diese Prä-
ferenzen dennoch nicht ausgesetzt werden. Zu den 
weiteren Defiziten gehört, dass es den Klauseln an 
Monitoring- und Beschwerdeinstanzen fehlt.100

5.4.  
Offizielle Folgenabschätzung:  
zu spät, zu defizitär
Schließlich erweist sich auch die offizielle Nachhal-
tigkeitsfolgenabschätzung – Sustainability Impact 
Assessment (SIA) – als unzureichendes Instrument, 
um die Risiken des Abkommens abzuschätzen und 
einzudämmen.

Die SIAs lässt die EU-Kommission begleitend zu 
ihren Handelsverhandlungen obligatorisch durch-
führen. Das Konzept der SIAs sieht vor, die Verhand-
ler*innen über mögliche Risiken zu informieren 
und diesbezügliche Empfehlungen auszusprechen. 
Doch als die EU-Kommission Ende Juni 2019 ihre 
politische Grundsatzeinigung über das EU-Merco-
sur-Abkommen verkündete, lag noch nicht einmal 
der Zwischenbericht ihrer Folgenabschätzung vor. 
Tatsächlich wurde der Zwischenbericht als Entwurf 
erst im Oktober 2019 und in der Endfassung erst im 
Februar 2020 veröffentlicht – viel zu spät, um die 
Verhandlungen zu beeinflussen.

Erschwerend kommt hinzu: Auch der im Februar 
2020 veröffentlichte Zwischenbericht enthält noch 
keine Empfehlungen, geschweige denn eine Zusam-
menfassung seiner wichtigsten Ergebnisse. Tatsäch-
lich sollen politische Empfehlungen und mögliche 
Abhilfemaßnahmen erst in einem Endbericht folgen, 
dessen Veröffentlichungstermin noch unbekannt 
ist.101 Die bisherigen Befunde des Zwischenberichts 
indes sind mangels ausreichender Empirie kaum ver-
wertbar. So erschöpft sich der kleine Abschnitt über 
die Rechte der Indigenen in Mutmaßungen über mög-
liche negative Folgen durch die Erschließung neuer 
Ackerflächen, die aber bei einer Intensivierung der 

Produktionsmethoden vermeidbar seien.102 Zudem 
würden im Mercosur nur 40 Prozent der Fläche für die 
Landwirtschaft genutzt, weswegen es „großen Raum 
für eine Expansion der Agrarfront“103 gebe. Doch in 
der Realität finden Rodungen, Vertreibungen und 
die Intensivierung der Landwirtschaft parallel statt, 
während die verbliebenen Naturflächen eine zentrale 
Funktion für den Erhalt der Artenvielfalt und des 
Klimas spielen. Sie als frei verfügbare Reserve für die 
Inwertsetzung darzustellen, ist fahrlässig.

Fragwürdig ist auch die Aussage des Zwischen-
berichts, das Abkommen werde nur „vernachlässig-
bare“104 (negligible) Auswirkungen auf die Kohlen-
dioxidemissionen haben. Tatsächlich bieten die 
Untersuchungen der Klimaaffekte im SIA keinen 
Grund für Entwarnung. Denn nach beiden Szenarien 
des SIA (einem konservativen und einem ambitio-
nierten) kommt es bis 2032 in der EU, in Brasilien 
und Argentinien zu einer Zunahme der Emissionen 
gegenüber einem Referenzszenario. Nur in Uruguay 
und Paraguay könnten die Emissionen leicht sinken; 
dies kann aufgrund des geringen Gewichts dieser 
Länder die Zunahme in den anderen Staaten jedoch 
nicht kompensieren. Unter dem Strich heißt dies: 
Auch gemäß des SIA trägt das Abkommen zu einer 
Zunahme der CO2-Emissionen bei und nicht zu ihrer 
erforderlichen Senkung.

Hinzu kommt: Eine elaboriertere Abschätzung 
würde vermutlich ein noch höheres Emissions-
wachstum erbringen. Denn das SIA erwähnt zwar 
alle Treibhausgase, berechnet aber nur die Kohlen-
dioxidemissionen. Doch im Treibhausgas-Mix der 
Mercosur-Länder hat Kohlendioxid ein geringeres 
Gewicht als in dem der EU, wo es rund 80 Prozent 
ausmacht. In den Mercosur-Staaten hingegen ent-
fallen weit größere Anteile auf Methan und Lachgas, 
die wesentlich in der Landwirtschaft entstehen.105 
Auch untersucht das SIA nicht die ebenfalls be-
trächtlichen Emissionen durch Landnutzungs-
änderungen und Entwaldung, die aufgrund der 
gestiegenen Abholzung in Amazonien ebenfalls 
zugenommen haben dürften. Diese methodischen 
Mängel wurden bereits durch Nichtregierungsorga-
nisationen kritisiert.106 

Das zentrale Defizit der Folgenabschätzung lässt 
sich im Rahmen der vorgegebenen Methodik gar 
nicht beseitigen. Denn sie beruht im Wesentlichen 
auf einer Abschätzung möglicher Veränderungen der 
Handelsströme, die durch das Abkommen induziert 
werden könnten. Doch die Überwindung des prekä-
ren Status quo der Handelsbeziehungen, der sich in 
zahlreichen ökologischen und menschenrechtlichen 
Krisen manifestiert, liegt außerhalb der Betrachtung 
der offiziellen Folgenabschätzung. 

5. Mangelhaft: Schutzinstrumente für Mensch und Natur
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Die Seit der Verkündung der Grundsatzeini-
gung zwischen EU und Mercosur im Juni 
2019 reißt die Kritik an dem geplanten Han-

delsabkommen nicht ab. Ebenso nimmt die Zahl 
kritischer Analysen des Abkommens zu.107 Ob es 
tatsächlich in Kraft treten wird, ist daher unklar. 
Die Verhandlungsergebnisse werden derzeit einer 
juristischen Prüfung unterzogen und müssen an-
schließend in alle EU-Sprachen übersetzt werden. 
Erst danach erfolgen die Unterzeichnung und der 
Beginn des Ratifizierungsverfahrens.

Dabei zeichnet sich der Verhandlungsprozess durch 
eine erhebliche Intransparenz aus. Denn die EU-Kom-
mission veröffentlichte bisher nur Teile des Handels-
abkommens. Den gesamten Text des Assoziationsab-
kommens hält sie bisher unter Verschluss. Insofern 
fehlen wesentliche Bestandteile für eine Bewertung 
des Abkommens, darunter die Menschenrechtsklau-
sel oder die konkreten Verpflichtungslisten zu den 
Kapiteln über den Güterhandel, die Investitionen 
und die öffentlichen Ausschreibungen. Auch das 
Verhandlungsmandat, das der Rat der Kommission 
1999 erteilt hatte, wurde bis heute nicht offiziell ver-
öffentlicht. Erst im vergangenen Jahr sickerte eine 
französische Version des Mandats durch.108 

Diese Informationen sind auch für das weitere 
Verfahren erforderlich. Denn bleibt es dabei, dass 
das Handelsabkommen Teil eines umfassenderen 
Assoziationsabkommens werden soll, müssten auf 
EU-Seite neben dem Rat der EU und dem Europapar-
lament (EP) auch die 27 EU-Mitgliedstaaten ihre Zu-
stimmung erteilen. Allerdings könnte der besonders 
umstrittene Teil – das Handelsabkommen – bereits 
nach der Ratifizierung durch Rat und EP vorläufig 
in Kraft gesetzt werden.

Die erste Hürde indes liegt bereits im Rat. Denn 
laut Artikel 218(8) des EU-Vertrags entscheidet 
der Rat über die Annahme eines Assoziierungsab-
kommens einstimmig.109 Es genügt demnach das 
Veto eines Mitglied  staates, um die Ratifizierung 
zu stoppen (eine Enthaltung würde für einen Stopp 
der Ratifizierung hingegen nicht genügen).110 Nach 
der mangelhaften Reaktion der brasilianischen 
Regierung auf die Amazonasbrände kündigte etwa 
die französische Regierung bereits wiederholt an, 

sie könne das Abkommen unter den gegebenen Be-
dingungen nicht unterzeichnen.111 

Auch bei anderen Ländern ist die Zustimmung 
im Rat der EU ungewiss. In einer nicht verbind-
lichen Abstimmung forderte Irlands Parlament im 
Juli 2019 die Regierung auf, gegen das Abkommen 
zu stimmen.112 Auch der Nationalrat in Österreich 
nahm im September 2019 einen Antrag an, der 
die damalige Regierung zu einem Veto gegen das 
EU-Mercosur-Abkommen verpflichtete.113 Die aktu-
elle österreichische Regierungskoalition aus ÖVP 
und Grünen lehnt das Abkommen in der bisher 
vorliegenden Form ebenfalls ab.114 Das Parlament 
der Wallonie, eines der drei Regionalparlamente 
Belgiens, stimmte im Februar 2020 einstimmig 
gegen eine Annahme des Abkommens.115 Durch die 
wallonische Ablehnung könnte auch die belgische 
Zentralregierung dem Vertrag nicht mehr im Rat 
der EU zustimmen. Anfang Juni 2020 stimmte auch 
die zweite Kammer des niederländischen Parla-
ments gegen des EU-Mercosur-ABkommen – unter 
anderem, weil es keine durchsetzbaren Regeln zum 
Schutz des Amazonas oder zur Verhinderung der  
illegalen Entwaldung enthält. Diese Entscheidung ist 
zwar nicht bindend für die holländische Regierung, 
diese kann sie aber nicht ignorieren, ohne einen 
Mißtrauensantrag zu riskieren. Zudem trugen auch 
Parlamentarier*innen der Regierungsparteien den 
Beschluss mit.116 Die deutsche Regierung wiederum 
hält unbeirrt an ihrer Zustimmung fest, obgleich sie 
einräumen musste, dass das Nachhaltigkeitskapitel 
keine Sanktionsmöglichkeit bei Verstößen erlaubt.117 

Für zivilgesellschaftliche Kräfte wiederum bedeu-
tet das: Die Widersprüche unter den EU-Regierungen 
erhöhen die Chance, das Abkommen stoppen zu 
können. Hinzu kommt die deutlich gewachsene Sen-
sibilität der Öffentlichkeit für die Zuspitzung der Kli-
makrise. Dadurch wird es politisch immer weniger 
vermittelbar, ein Handelsabkommen durchsetzen zu 
wollen, das keinerlei effiziente Maßnahmen zur Re-
duktion von Treibhausgasemissionen vorsieht und 
diese – im Gegenteil – sogar noch erhöhen würde. 
Die Verschlechterung der Menschenrechtssituation 
unter der Bolsonaro-Regierung in Brasilien setzt die 
EU unter weiteren Legitimationsdruck. 

6. Das EU-Mercosur-Abkommen 
 in der Diskussion
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1 – Kapitelname

Die Analyse der Handelsbeziehungen zwischen 
EU und Mercosur zeigt, dass bei jeder Bewer-
tung von Handelsbeziehungen die ökologi-

sche und menschenrechtliche Qualität zentral sein 
muss. Konventionelle Ansätze zur Bewertung neuer 
Handelsabkommen sind nicht mehr angemessen: 
Es genügt nicht, lediglich die Implikationen zusätz-
licher Güterströme, die aufgrund des EU-Mercosur-
Abkommens entstehen könnten, abzuschätzen.

Ein zeitgemäßes Handelsabkommen muss einen 
nachweisbaren Beitrag dazu leisten, die Mensch und 
Natur gefährdenden Handelsbeziehungen zu über-
winden. Konkret sollte es dabei helfen, Produktion 
und Handel zu ökologisieren und Menschenrechts-
verletzungen entlang der Wertschöpfungsketten zu 
identifizieren und zu vermeiden.

Mit diesem Bewertungsmaßstab gibt es derzeit 
keine Rechtfertigung dafür, das EU-Mercosur-Ab-
kommen abzuschließen und zu ratifizieren. Die vor-
gesehenen Nachhaltigkeitsinstrumente, soweit sie 
bisher veröffentlicht wurden, sind viel zu schwach, 
um die erforderlichen Reformen anzustoßen, sei es 
das Nachhaltigkeitskapitel, die geplante Menschen-
rechtsklausel oder die offizielle Folgenabschätzung.

Auch mangelt es an den rechtlichen Voraussetzun-
gen, um glaubhaft umwelt- und menschenrechtliche 
Sorgfaltspflichten in den internationalen Wertschöp-
fungsketten durchzusetzen. Solange die EU keine 
Gesetzgebung zur menschenrechtlichen und öko-
logischen Sorgfalt erlässt, fehlt eine entscheidende 
Basis für die Regulierung ihres Außenhandels. Denn 
die Unternehmen, die den Handel treiben, können 
sich aufgrund dieser Regulierungslücke sozial-öko-
logischer Mindeststandards entziehen.

Insofern verdeutlicht das geplante EU-Mercosur-
Abkommen einmal mehr die große Dringlichkeit 
einer grundlegenden Reform der EU-Handelspoli-
tik und anderer Bereiche. Aus diesem Grunde fol-
gen hier einige Elemente einer solchen Reform zur 
Diskussion.
‣ Es bedarf einer grundsätzlichen Verständigung 

darüber, dass die existierenden Handelsbezie-
hungen, die die EU mit vielen Ländern der Welt 
unterhält, nicht mehr dauerhaft tragfähig sind. 
Denn ihre Fortsetzung riskiert einen bedrohlichen 

Wandel des Erdklimas und eine andauernde Miss-
achtung grundlegender Menschenrechte.

‣ Mit der Anerkennung der fehlenden Nachhal-
tigkeit der EU-Handelsbeziehungen entfällt die 
Legitimation für das privilegierte Instrument der 
EU-Handelspolitik: die Aushandlung umfassen-
der Freihandelsabkommen, die den Status quo 
fortschreiben und verschärfen, statt ihn in eine 
nachhaltige Richtung zu transformieren.

‣ Der erste Schritt einer notwendigen Reform wäre 
es, die existierenden Handelsbeziehungen auf 
den Prüfstand zu stellen. In welchen Ländern 
besteht ein erhöhtes Risiko für Mensch und Natur 
durch einen wachsenden Austausch von Wa-
ren, Investitionen und Dienstleistungen? Wel-
che Handelsregeln gefährden die erforderliche 
sozial-ökologische Transformation in der EU und 
den Partnerländern? Und welche alternativen 
Handelsregeln sind notwendig, um eine solche 
Transformation voranzutreiben?

‣ Bereits die Analyse der bestehenden Handelsbe-
ziehungen muss in einem partizipativen Prozess 
unter Einbeziehung der Zivilgesellschaft und der 
Parlamente der EU und der jeweiligen Partner-
länder erfolgen.

‣ Anschließend bedarf es einer ebenso inklusiven Dis-
kussion der geeignetsten Instrumente, um als be-
sonders prekär identifizierte Handelsbeziehungen 
zu transformieren. Ein Instrument sind die recht-
lichen Voraussetzungen, um sozial-ökologisch ver-
antwortliche Handelsbeziehungen durchsetzen zu 
können, darunter Lieferkettengesetze. Bei der Aus-
wahl geeigneter Instrumente genießen sektorale 
Abkommen mit überprüfbaren Nachhaltigkeitszie-
len Vorrang vor umfassenden Handelsabkommen.

‣ Ein weiteres Instrument wären Nachhaltigkeits-
kriterien für Güter, die den Walderhalt besonders 
beeinträchtigen (sog. FERC oder „Forest and Eco-
system Risk Commodities“ wie Soja, Rindfleisch 
oder Eisenerz). Im Oktober 2019 forderten neun 
Nichtregierungsorganisationen die EU zum Er-
lass einer Regelung auf, die Unternehmen dazu 
verpflichtet, ihren Sorgfaltspflichten für den 
Waldschutz über die gesamte Lieferkette solcher 
Risikogüter nachzukommen.118

7. Schlussfolgerungen und
 Empfehlungen
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‣ Ob die Parteien die Verhandlung umfangreicherer 
Handelsabkommen aufnehmen, dürfen sie erst 
nach der Durchführung partizipativ durchgeführ-
ter sozialer, ökologischer und menschenrecht-
licher Folgenabschätzungen entscheiden. Deren 
Ergebnisse müssen sich in den Verhandlungsman-
daten widerspiegeln. Sie sollten Vorrangregeln 
für Menschenrechte und Umweltschutz in den 
auszuhandelnden Abkommen vorschreiben.

‣ Voraussetzung für die Aufnahme von Handels-
gesprächen muss die Ratifizierung und nachweis-
bare Umsetzung multilateraler Umweltabkommen 
(einschließlich des Pariser Klimaschutzabkom-
mens), internationaler Menschenrechtsabkom-
men sowie der Konventionen zu den ILO-Kern-
arbeitsnormen und den Rechten von Indigenen 
sein.

‣ Die Handelsabkommen müssen mit effektiveren 
Menschenrechtsklauseln ausgestattet werden, 
die um arbeitsfähige Monitoring- und Beschwer-
deinstanzen ergänzt werden. Ferner müsste bei 
Verstößen eine Aussetzung von Präferenzen mög-
lich sein und eine Revisionsklausel Änderun-
gen der Abkommen nach ihrem Inkrafttreten 
erlauben. Eine Orientierung bietet etwa die von 
Lorand Bartels entwickelte Modellklausel zur 

Verankerung des Menschenrechtsschutzes in 
EU-Handelsabkommen.119

‣ Die Nachhaltigkeitskapitel müssen mit den übri-
gen Teilen der Handelsabkommen gleichstellt und 
mit Sanktionsoptionen versehen werden. Ferner 
sollen sie um verbindliche Regeln zur Unter-
nehmensverantwortung entlang der Lieferketten 
ergänzt werden. Auch für diese Kapitel braucht es 
zivilgesellschaftliche Monitoring- und Beschwer-
demechanismen, ausgestattet mit ausreichenden 
finanziellen Ressourcen . Daneben müssen Nach-
haltigkeitsregeln auch in allen anderen Kapiteln 
der Handelsabkommen verbindlich verankert 
werden.

‣ Ergänzend sollten Deutschland, Österreich und die 
anderen EU-Mitgliedstaaten Lieferkettengesetze 
verabschieden, wozu in Deutschland die von 99 
zivilgesellschaftlichen Organisationen getragene 
„Initiative Lieferkettengesetz“ recht liche Anfor-
derungen veröffentlicht hat.120 Die EU sollte für 
solche Gesetze einen Rahmen vorgeben. 

‣ Eine verantwortungsvolle Handelspolitik muss 
darauf abzielen, dass Pestizide, die aus Umwelt- 
oder Gesundheitsgründen in der EU nicht zuge-
lassen sind, grundsätzlich nicht in Drittländer 
exportiert werden.121 
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Anhang

Firma Anzahl der  
Handelsprodukte 
insgesamt

Hochgiftige  
Pestizide laut PAN 
HHP-Liste (2019)

In der EU  
verboten/nicht 
zugelassen

Auf der Pesticide  
Blacklist von  
Greenpeace (2016)

BASF 113 71 57 17

BayerA 124 78 37 80

TABELLE 1 
In Brasilien zugelassene Pestizide (Handelsprodukte) von Bayer und BASF (2020)
Quelle: Ulrike Bickel: Pestizidzulassungen in Brasilien (& Argentinien), Februar 2020 (Recherche für Greenpeace)

A Die Daten zu Bayer enthalten auch diejenigen von  
Monsanto-Brasil. 24 der 124 Bayer-Pestizide entfallen 
auf Monsanto-Brasil und alle 24 gehören zur Gruppe  
der hochgiftigen Pestizide.

https://www.agrolink.com.br/agrolinkfito/produto/lista/ (insgesamt 1919 Handelsprodukte)
http://pan-international.org/wp-content/uploads/PAN_HHP_List.pdf
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El País, 4.2.2020: https://brasil.elpais.com/brasil/ 
2020-02-04/governo-bolsonaro-manobra-para-travar- 
a-demarcacao-de-terras-indigenas-no-brasil.html

30 Brasil de Fato: MPF pede que Funai não retroceda na  
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